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Zusammenfassung 

Ziel der vorliegenden Studie ist eine Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache in deutschen Kran-
kenhäusern. Die Studie bietet einen Überblick über das Vorhandensein von Patientenfürsprecherin-
nen und -fürsprechern in den Bundesländern, untersucht die Rahmenbedingungen, Ausstattungs-
merkmale und Wirkungsbedingungen der Patientenfürsprache und erarbeitet Handlungsempfeh-
lungen. 

Die Studiendaten wurden durch ein Methoden-Mix erhoben. Für die Bestandsaufnahme der Patien-
tenfürsprecherinnen und -fürsprecher wurden die Qualitätsberichte der Krankenhäuser aus dem 
Jahr 2020 ausgewertet. Auf Grundlage der gewonnenen Daten wurde eine Online-Befragung der 
Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher durchgeführt. Daneben wurden die gesetzlichen Rah-
menbedingungen in den Bundesländern ausgewertet sowie eine Literaturrecherche und Fachge-
spräche durchgeführt. Die gewonnenen Ergebnisse wurden in drei Fokusgruppen diskutiert und 
plausibilisiert.  

Die Auswertung der Qualitätsberichte zeigt, dass es einen klaren Zusammenhang gibt zwischen 
dem Vorhandensein von gesetzlichen Vorgaben in den Bundesländern und dem Anteil der Kranken-
häuser, die im Qualitätsbericht angeben, dass sie eine Patientensprecherin bzw. einen -fürsprecher 
beschäftigen. Die Auswertung zeigt auch, dass private Krankenhäuser seltener als Krankenhäuser in 
freigemeinnütziger oder öffentlicher Trägerschaft Patientenfürsprache anbieten. 

Gleichzeitig trifft die Patientenfürsprache auf unterschiedliche organisatorische Rahmenbedingun-
gen in den Krankenhäusern. Die Befragung zeigt, dass die meisten Patientenfürsprecherinnen und -
fürsprecher der Klinikleitung oder einer relevanten Stelle im Krankenhaus (Beschwerdemanage-
ment, Qualitätsmanagement) zugeordnet sind, allerdings gilt das nicht für alle. Auch die Maßnah-
men, die von Seiten der Krankenhäuser ergriffen werden, um die Sichtbarkeit und Erreichbarkeit der 
Patientenfürsprache zu gewährleisten, variieren in den Angaben der Befragten. Das Gleiche gilt für 
die Ausstattung, die Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher im Krankenhaus zur Verfügung 
steht. 

Die Ergebnisse der Befragung weisen auch darauf hin, dass es einen deutlichen Bedarf an Fort- und 
Weiterbildung, aber auch an Informationen zur Vorbereitung auf das Amt, gibt. Diese betreffen vor 
allem Themen, die spezifisch für die Patientenfürsprache (und das Beschwerdemanagement) sind, 
etwa die Vermittlung der Ziele und Grenzen der Patientenfürsprache, die Einführung in die Patien-
tenrechte und die Weiterentwicklung sozialer Kompetenzen, die in der Patientenfürsprache ver-
stärkt abgerufen werden und entscheidend für ihre Wirksamkeit sind. Viele Patientenfürsprecherin-
nen und -fürsprecher dokumentieren ihre Arbeit und erstellen jährlich einen Bericht, allerdings gibt 
es auch hier Lücken, die darauf hinweisen, dass die Patientenfürsprache nicht hinreichend für die 
weitere Entwicklung des Angebots bzw. die Qualitätsverbesserung im Krankenhaus genutzt wird.  

Folgende Handlungsempfehlungen zur Stärkung der Patientenfürsprache ergeben sich aus den Be-
funden:  
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■ Um die Patientenfürsprache auch in den Bundesländern, in denen sie noch nicht weit verbreitet 
ist, weiter auszubauen, soll auf eine Angleichung der gesetzlichen Grundlagen zwischen den 
Bundesländern oder eine bundeseinheitliche Regelung der Vorgaben hingewirkt werden. 

■ Vorgaben oder Leitfäden sollen dahingehend gestärkt werden, dass ein Standard an Maßnah-
men etabliert wird, den Patientenfürsprechende ebenso wie Patientinnen und Patienten im 
Krankenhaus erwarten können. Die Sichtbarkeit, Erreichbarkeit und angemessene Ausstattung 
der Patientenfürsprache sollen gewährleistet sein.  

■ Angeboten zum fachlichen Austausch sowie zur Unterstützung der Patientenfürsprechenden 
sollen weiter ausgebaut werden, insbesondere dort, wo diese Angebote bislang nicht bestehen. 
Dazu gehören etwa kommunale, regionale oder überregionale Netzwerke und Veranstaltungen 
für Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher.  

■ Fort- und Weiterbildungsangebote sollten ausgeweitet und bereits vorhandene Handreichun-
gen und Curricula zusammengeführt und so aufbereitet werden, dass sie bundesweit verfügbar 
und leicht auffindbar sind.  

■ Für die Dokumentation und Berichterstattung wird ein Mindeststandard angeregt, der in Ab-
sprache mit den jeweiligen Adressaten abgestimmt und angepasst werden sollte. 
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2 Hintergrund 

2.1 Studienauftrag 

Die vorliegende Studie wurde vom Beauftragten der Bundesregierung für die Belange der Patientin-
nen und Patienten in Auftrag gegeben. Ihr Ziel ist eine Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache 
im Krankenhaus in Deutschland. Die Studie ermöglicht damit einen ersten Überblick über das Vor-
handensein von Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern in deutschen Krankenhäusern sowie 
über die Verbreitung der Patientenfürsprache in den Bundesländern. Daneben hat die Studie zum 
Ziel, die Rahmenbedingungen, Ausstattungsmerkmale und Wirkungsbedingungen der Patientenfür-
sprache zu untersuchen und auf der Grundlage der Ergebnisse Handlungsempfehlungen zur Stär-
kung der Patientenfürsprache an deutschen Krankenhäusern zu erarbeiten. 

2.2 Hintergrund und Literatur 

Die Patientenfürsprache ist neben dem Beschwerdemanagement ein wichtiger Bestandteil der Pati-
entenorientierung im Krankenhaus. Patientinnen und Patienten sollen die Möglichkeit einer unab-
hängigen Beratung erhalten, wenn sie im Krankenhaus mit Problemen oder Missständen konfron-
tiert sind. Die Patientenfürsprache soll dabei als Ehrenamt niederschwellig zu erreichen und organi-
satorisch vom Krankenhaus unabhängig sein, um Patientinnen und Patientin bei der Lösung von 
Problemen wirksam unterstützen zu können und Interessenkonflikten vorzubeugen. Gleichzeitig 
sollen Patientenfürsprechende gegenüber dem Krankenhaus auf Missstände hinweisen können und 
damit zur Verbesserung der Versorgung beitragen.  

Bislang gibt keinen bundesweiten Überblick über die Verteilung und Rahmenbedingungen der Pati-
entenfürsprache in deutschen Krankenhäusern. In der Praxis ist das Angebot der Patientenfürspra-
che variabel und von vielen Faktoren abhängig. Zu diesen zählen die individuelle Ausgestaltung des 
Ehrenamts, die vom jeweiligen Krankenhaus geschaffenen Rahmenbedingungen sowie die gesetzli-
chen Regelungen und inhaltlichen Handreichungen, die die Patientenfürsprache betreffen bzw. ihr 
zur Verfügung stehen. 

Die Patientenfürsprache ist nicht bundeseinheitlich geregelt, sondern unterliegt der Gesetzgebung 
der Bundesländer. Zwar impliziert das 2013 in Kraft getretene Patientenrechtegesetzt, dass Versi-
cherte gegenüber Krankenkassen und Leistungserbringern in allen Bereichen der gesundheitlichen 
Versorgung ein eigenes Informations- und Beschwerderecht haben. Außerdem verpflichtet § 135a 
SGB V Krankenhäuser zur Einrichtung und Weiterentwicklung eines Qualitätsmanagements inklu-
sive eines patientenorientierten Beschwerdemanagements. Für die Ausgestaltung der Patientenfür-
sprache gibt es allerdings keine bundesgesetzlichen Vorgaben. Die Geschäftsstelle des Patientenbe-
auftragten der Bundesregierung beschränkt sich darauf, einen Leitfaden herauszugeben, der Hand-
reichungen für das Amt der Patientenfürsprecherin bzw. des -fürsprechers und die beteiligten Kran-
kenhäuser enthält.1 Insbesondere hebt der Leitfaden die Unterschiede zwischen der Patientenfür-

 
1 Geschäftsstelle des Beauftragten der Bundesregierung für die Belange der Patientinnen und Patienten (2020): Leitfaden für die Patien-
tenfürsprecherinnen und -fürsprecher. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/user_upload/PFS_Leitfaden_2020_bar-

rierefrei.pdf. 
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sprache und dem Beschwerdemanagement, die Aufgaben- und Handlungsfelder der Patientenfür-
sprache und den Bedarf an Aus-, Fort- und Weiterbildung für das Ehrenamt hervor und zielt damit 
auf die weitere Verbreitung und inhaltliche Weiterentwicklung der Patientenfürsprache.  

Viele Bundesländer haben die Patientenfürsprache in ihren Landeskrankenhausgesetzen festge-
schrieben. Diese Regelungen sind jedoch nicht einheitlich und fallen von Bundesland zu Bundes-land 
unterschiedlich aus. In vielen Bundesländern wird das Vorhandensein einer Patientenfürsprecherin 
bzw. eines -fürsprechers in Krankenhäusern der Psychiatrie zusätzlich geregelt und es werden wei-
tere Vorgaben z.B. im Hinblick auf Vertraulichkeit und Verschwiegenheit für diese Einrichtungen ge-
macht.  

Es gibt bisher nur wenige wissenschaftliche Studien, die sich der Patientenfürsprache in deutschen 
Krankenhäusern widmen. Hamann et al. haben 2009 erstmals eine Übersicht über das Vorhanden-
sein der Patientenfürsprache und der unabhängigen Beschwerdestellen in der Psychiatrie vorge-
legt.2  Die Studie zeigt u.a. eine relativ niedrige Zahl an Anfragen und Beschwerden, die an die Pati-
entenfürsprache (durchschnittlich 3 pro Monat) und die Beschwerdestellen (6 pro Monat) gerichtet 
werden. Die Autoren gehen jedoch davon aus, dass weniger als 10 Prozent der Patientinnen und Pa-
tienten, die Anlass zu einer Beschwerde hätten, diese auch vorbringen. 

In einer Betrachtung der ehrenamtlichen Patientenfürsprache als Instrument der Patientenorientie-
rung kommt Schenk 2016 zu dem Schluss, dass das Ehrenamt für Patientinnen und Patienten Chan-
cen und Risiken birgt.3 Zum einen stärkt es die Unabhängigkeit der Patientenfürsprache, zum ande-
ren schränkt die Freiwilligkeit der Rolle die zeitliche Verfügbarkeit und Einbindung der Patientenfür-
sprechenden ins Krankenhaus ein. Dies stärkt ihre Unabhängigkeit, aber setzt ihrer Wirksamkeit und 
verlässlichen Verfügbarkeit Grenzen. Schenk bemerkt auch, dass die gesetzlichen Grundlagen der 
Patientenfürsprache bislang uneinheitlich und meist zu wenig konkret ausgestaltet sind, als dass Pa-
tientinnen und Patienten sich auf das Vorhandensein der Patientenfürsprache verlassen können.  

Eine im Jahr 2017 veröffentlichte Studie des AQUA-Instituts stellt fest, dass das patientenzentrierte 
Beschwerdemanagement seit seiner Festschreibung im Patientenrechtegesetz 2013 in den Kranken-
häusern weitgehend etabliert wurde.4 Die Studie kommt jedoch auch zu dem Schluss, dass die Stel-
len, die im Schnitt durch eine halbe Vollzeitkraft besetzt sind, bei einem Beschwerdeaufkommen 
von durchschnittlich 246 Vorgängen pro Krankenhaus, vermutlich zu gering ausgestattet sind. Auch 
bei der Ausbildung und Schulung des Personals sieht man Verbesserungsbedarf: In einer Befragung 
von Mitarbeitenden im Beschwerdemanagement geben zwar 90 Prozent der Teilnehmenden an, 
dass ihr Krankenhaus über strukturierte Prozessabläufe im Beschwerdemanagement verfügt. Je-
doch hatten 60 Prozent zum Zeitpunkt der Befragung noch keine Schulung erhalten. 25 Prozent 
wünschen sich mehr Möglichkeiten zur Fort- und Weiterbildung, insbesondere zu Themen wie Ge-
sprächsführung und Konfliktdeeskalation. Fast ein Viertel gaben in der Befragung auch an, dass die 
Zusammenarbeit zwischen dem Beschwerdemanagement und der Patientenfürsprache verbessert 
werden könnte, vor allem im Hinblick auf eine gemeinsame strukturierte Dokumentation und Be-
richterstattung. 

 
2 Hamann, Johannes, Mendel, Rosmarie Theresa, Lienert, Agnes, Uebele, Gudrun, Kissling, Werner (2009): Patientenfürsprecher und Be-
schwerdestellen für Nutzer psychiatrischer Dienste – eine deutschlandweite Umfrage. Psychiatrische Praxis 35: 122-127. 
3 Schenk, Sonja (2016): Ehrenamtliche Patientenfürsprecher an Krankenhäusern – ein wirksames Instrument der Patientenorientierung? 
In: Pundt, Johanne (Hrsg.): Patientenorientierung: Wunsch oder Wirklichkeit? Bremen, Apollon University Press: 97-116. 
4 AQUA (2017): Umsetzungen und Wirkungen des Patientenorientierten Beschwerdemanagements im Krankenhaus. Abschlussbericht zur 

Studie. Göttingen, Institut für Angewandte Qualitätsförderung und Forschung im Gesundheitswesen. 
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Im internationalen Vergleich ist das deutsche Modell der ehrenamtlichen Patientenfürsprache im 
Krankenhaus einzigartig. Zwar wurden auch in anderen Ländern die Patientenorientierung vorange-
trieben und die Umsetzung der Patientenrechte gestärkt, jedoch sind bei der Schaffung von Be-
schwerde- und Beratungsmöglichkeiten andere Wege beschritten worden. In den Niederlanden 
werden in der Psychiatrie Patientenvertrauenspersonen eingesetzt, die über eine Stiftung betreut 
und ausgebildet werden und die Ansprechpartner für Menschen mit psychischen Erkrankungen im 
ambulanten und stationären Sektor sind. Die Einrichtungen sind verpflichtet, eine Vertrauensperson 
zu beschäftigen und die Stiftung finanziell zu unterstützen. In Österreich stehen allen Patientinnen 
und Patienten unabhängige Patientenanwälte zur Verfügung, die in Streitfällen vermitteln, Mängel 
und Missstände aufklären und bei z.B. Behandlungsfehlern auf eine außergerichtliche Einigung hin-
wirken können. Patientenanwälte informieren Patientinnen und Patienten über ihre Patienten-
rechte, vertreten sie aber nicht vor Gericht. Dies gilt nicht in der Psychiatrie, in der Patientenanwälte 
als parteiliche Rechtswahrer im Sinne der Patienten agieren können, insbesondere wenn es um die 
Überprüfung von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen geht. Weitere Informationen zu den Erfah-
rungen und Modellen aus dem Ausland finden sich im Anhang.  

2.3 Aufbau des Berichts 

Der vorliegende Bericht stellt zuerst das Studiendesign und die methodische Vorgehensweise vor 
und widmet sich dann den gesetzlichen und anderen Vorgaben für die Patientenfürsprache in den 
Bundesländern. Darauf folgt eine Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache im Hinblick auf ihre 
Verteilung in den Bundesländern sowie nach Krankenhaus- und Trägerart.  

Im Anschluss werden die Ergebnisse der Untersuchungsmethoden zu den folgenden Themen zu-
sammengefasst dargestellt:  

 Ehrenamt und Unabhängigkeit 

 Einbindung ins Krankenhaus 

 Dokumentation und Berichterstattung 

 Inanspruchnahme und Bearbeitung 

 Sichtbarkeit und Erreichbarkeit 

 Ausstattung 

 Fortbildung und externe Vernetzung 
 
Der Bericht schließt mit Überlegungen zu Handlungsempfehlungen ab, die dazu beitragen können, 
die Patientenfürsprache an deutschen Krankenhäusern zu stärken.  
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3 Studiendesign 

Ziel der Studie ist eine Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache in deutschen Krankenhäusern 
und die Erarbeitung möglicher Handlungsempfehlungen. Im Folgenden werden zunächst die Studi-
enmodule mit den jeweiligen Zielsetzungen beschrieben, um im Anschluss die einzelnen Untersu-
chungsmethoden näher zu erläutern. 

3.1 Studienmodule und Zielsetzungen 

Die Studie besteht aus fünf aufeinander aufbauenden Modulen (Abbildung 1). Im ersten Modul ging 
es um die konzeptionelle Feinplanung der Untersuchung und der Erstellung eines Analyserahmens. 
Der Analyserahmen stellt die Grundlage für die anschließenden empirischen Arbeitsschritte dar.  

Im zweiten Schritt erfolgte eine Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache in Deutschland. Im 
Vordergrund steht dabei die Frage, wie viele der deutschen Krankenhäuser über mindestens eine 
Patientenfürsprecherin oder einen Patientenfürsprecher verfügen. Im dritten Modul wurden die Be-
dingungen der Patientenfürsprache erhoben und Erkenntnisse zur organisatorischen Einbindung 
von Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern, ihre Arbeitsweisen und die Inanspruchnahme ih-
rer Angebote gewonnen.  

Die gewonnenen Erkenntnisse wurden in einem Thesenpapier zusammengefasst, welches anschlie-
ßend in Fokusgruppen mit Akteuren aus der Patientenfürsprache und dem Gesundheitswesen dis-
kutiert wurde. Ziel war ist es, eventuelle Handlungsbedarfe für den Gesetzgeber auf Bundes- bzw. 
Landesebene herauszuarbeiten. Im fünften und letzten Modul wurden die Ergebnisse und die daraus 
abgeleiteten Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der Patienten-
fürsprache zusammengefasst. 
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Abbildung 1: Überblick zum Studiendesign 

 

Quelle: Prognos 2022 

3.2 Untersuchungsmethoden 

Zur Erhebung der Daten für diese Studie wurden mehrere Methoden angewendet. Bei der Erstellung 
der Bestandsaufnahme ist zu beachten, dass es bislang keinen Überblick über die Patientenfürspra-
che an deutschen Krankenhäusern gibt. Zwar liegen Informationen aus einzelnen Bundesländern 
vor, es gibt bislang jedoch keine bundesweite Übersicht über das Vorhandensein von Patientenfür-
sprecherinnen und -fürsprecher und dementsprechend auch kein Adressverzeichnis der beteiligten 
Krankenhäuser. Auch in der Fachliteratur ist die Beschäftigung mit der Patientenfürsprache bislang 
überschaubar. Vor diesem Hintergrund war die aktive Einbindung von Stakeholdern in vorbereiten-
den Fachgesprächen und die Diskussion der Ergebnisse in den Fokusgruppen von besonderer Be-
deutung.  

Literaturrecherche, Fachgespräche und Analyserahmen 

Zur Vorbereitung der Studie wurde die wissenschaftliche Literatur zur Patientenfürsprache ausge-
wertet. Dabei ging es insbesondere um Organisation der Patientenfürsprache an Krankenhäusern in 
Deutschland, die für ein Verständnis ihrer Verteilung und Rahmenbedingungen relevant ist. Darüber 
hinaus wurden drei Modelle der Patientenfürsprache im Ausland, konkret in den Niederlanden, Ös-
terreich und England, aufgearbeitet und mit dem deutschen Modell verglichen.  

Daneben wurden die gesetzlichen Bestimmungen der Bundesländer und die vorhandenen Leitfä-
den, Anforderungsprofile und Handreichungen ausgewertet. Zur weiteren Information wurden öf-
fentlich zugängliche Erfahrungsberichte herangezogen, die für die Erstellung des Fragebogens hilf-
reich waren. Die anschließende Analyse stellte die gesetzlichen Rahmenbedingungen der Patienten-
fürsprache in den Bundesländern zusammen und identifizierte zentrale Themenfelder für die Rege-
lung der Patientenfürsprache. 

1. Konzeption

 Literatur-

recherche

 explorative 

Fachgespräche

 Literaturrecherc

he

 Explorative 

Fachgespräche

2. Bestands-

aufnahme - PFS an 

deutschen 

Krankenhäusern

 Auswertung der 

Qualitätsbe-

richte der 

Krankenhäuser

3. Inanspruch-

nahme, Wirksam-

keit, Rahmen-

bedingungen von 

PFS

 Online-Befragung 

von PFS

5. Berichts-

legung

 Darstellung der 

Befunde, 

Schlussfol-

gerungen und 

Handlungs-

empfehlungen

4. Ableitung von Verbesserungsbedarfen der Patientenfürsprache

 Thesenpapier

 Fokusgruppen mit operativen Akteuren aus dem Gesundheitswesen
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Der aus der Recherche gewonnene Überblick bildete die Grundlage für die explorativen Fachgesprä-
che. Diese wurden mit den folgenden neun Akteurinnen und Akteuren aus dem Gesundheitswesen 
geführt, um ein tieferes und genaueres Verständnis des Untersuchungsgegenstands zu erhalten. 

 Dr. Claudia Brase, Geschäftsführerin der Hamburgische Krankenhausgesellschaft e. V. (HKG) 

 Rainer Drognitz, Arbeitsgemeinschaft der Patientenfürsprecher und Patientenfürsprecherinnen 
in Bremen 

 Dr. Torsten Flögel, Beschwerde- und Informationsstelle Psychiatrie in Berlin (bip) 

 Peter Friemelt, Geschäftsführer des Gesundheitsladen München e. V.  

 Oliver Gondolatsch, 1. Vorsitzender des Bundesverband Beschwerdemanagement für Gesund-
heitseinrichtungen e. V. (BBfG) 

 Sibylle Kraus, Mitglied des Gesamtvorstands der Deutsche Vereinigung für Soziale Arbeit im Ge-
sundheitswesen e. V. (DVSG) 

 Matthias Seibt, Vorstand des Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e. V. (BPE) 

 Detlef Schliffke, 1. Vorsitzende, Birgit Hagen, Schatzmeisterin und Hajo Neu, Beiratsmitglied 
des Bundesverband Patientenfürsprecher in Krankenhäusern e. V. (BPiK)  

 Marcel Weigand, Leiter Kooperation und digitale Transformation der Unabhängige Patienten-
beratung Deutschland gGmbH (UPD) 

Die Erkenntnisse der Literaturrecherche, der Auswertung der gesetzlichen Grundlagen und der 
Fachgespräche sind in den Analyserahmen eingegangen (Tabelle 1). In diesem werden die Rahmen-
bedingungen der Patientenfürsprache, ihre organisatorische Ausgestaltung und Arbeitsweisen so-
wie ihre Wirksamkeit und Inanspruchnahme systematisiert und zusammengeführt. Der Analyserah-
men stellt insbesondere die Grundlage für die Online-Befragung der Patientenfürsprache dar.  
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Tabelle 1: Analyserahmen 

Rahmenbedingungen 
Ausgestaltung der Pa-

tientenfürsprache 

Arbeitsweisen und 

Prozesse 
Wirksamkeit 

Gesetzlichen Grundlagen der 

Bundesländer 

Alter und Geschlecht Tätigkeitsprofil und Ar-

beitsumfang 

Inanspruchnahme 

Leitfäden und Anforde-

rungsprofile der Bundeslän-

der 

Beschäftigungsstatus Art der Anfragen und Be-

schwerden 

Dauer der Abwicklung 

Art, Trägerschaft und Größe 

des Krankenhauses 

Ehrenamt bzw. Anstel-

lungsverhältnis 

Gründe für Anfragen und 

Beschwerden 

Vorgehen und Ergebnis 

Ausstattung im Krankenhaus Rollenverständnis Ehrenamt bzw. Beschäfti-

gungsverhältnis 

Wirksamkeit aus Sicht der Ak-

teure, insb. Patientinnen und Pati-

enten 

Sichtbarkeit Qualifikation und Berufs-

erfahrung 

Strukturelle Einbindung ins 

Krankenhaus 

 

Erreichbarkeit Soziale Kompetenzen Fallerhebung und Doku-

mentation 

 

 Bestellung Berichtslegung 
 

 Erfahrung und Dauer der 

Amtszeit 

Interne und externe Ver-

netzung 

 

 Aus-, Weiter- und Fort-

bildung 

  

 Aufwandsentschädigung 
  

Quelle: Prognos 2022 
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Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache aus den Qualitätsberichten der Krankenhäuser 

Im Vorfeld der Online-Befragung erfolgte die Bestandaufnahme der Patientenfürsprache an deut-
schen Krankenhäusern. Ziel war es herauszufinden, wie viele der Krankenhäuser in Deutschland 
über eine Patientenfürsprecherin oder einen Patientenfürsprecher verfügen. Grundlage dieser Be-
standsaufnahme waren die Qualitätsberichte der Krankenhäuser. Die gesetzlich verpflichtenden 
Qualitätsberichte werden jährlich vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) veröffentlich und 
enthalten u. a. Angaben zum Diagnose- und Behandlungsspektrum, zur Häufigkeit von Behandlun-
gen und zur Personalausstattung. Die aktuelle Version der Qualitätsberichte wurde im März 2022 
veröffentlicht und bezieht sich auf das Berichtsjahr 2020. Die Berichte wurden der Prognos AG vom 
G-BA im maschinenverwertbaren XML-Format zur Verfügung gestellt und mit der Statistik-Soft-
ware R systematisch ausgewertet.5 

Krankenhäuser verfügen über eine eindeutige Identifikation in Form eines neunstelligen Institutions-
kennzeichens (IK). Krankenhäuser mit mehreren Standorten sind verpflichtet, für jeden Standort ei-
nen Qualitätsbericht zu erstellen. Hier zeigte sich, dass die Angaben zu Patientenfürsprecherinnen 
und -fürsprecher zumeist standortübergreifend waren. Insgesamt umfassten die Qualitätsberichte 
der Jahres 2020 Angaben von 1.665 Krankenhäusern mit eindeutiger IK-Nummer. 

Die Qualitätsberichte beinhalten Angaben zum Vorhandensein von Patientenfürsprechenden, ihre 
E-Mail-Adresse sowie weiterführende Beschreibung im Freitextformat. Nach systematischer Aufbe-
reitung der Daten ergaben sich: 

■ 911 der 1.665 Krankenhäuser (60 %) machten Angaben zur mindestens einer Patientenfürspre-
cherin oder einem Patientenfürsprecher. 

■ 60 Prozent dieser 911 Krankenhäuser benennen nur eine Patientenfürsprecherin oder einem Pa-
tientenfürsprecher. 

■ 89 Prozent der aufgeführten Patientenfürsprechenden sind nur an einem Krankenhaus tätig. 
■ 1.204 E-Mail-Adressen von individuellen Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern konnten 

auf diese Weise gewonnen werden. 

Die Auswertung der Qualitätsberichte hat den Vorteil, dass auf diese Weise eine große Zahl an Kon-
taktdaten erschlossen und für die vorgesehene Online-Befragung genutzt werden konnten. Aller-
dings beziehen sich die Qualitätsberichte noch auf das Jahr 2020, das heißt, dass Änderungen in der 
Besetzung der Patientenfürsprache nach 2020 nicht erfasst werden. Zudem besteht die Möglichkeit, 
dass einzelne Krankenhäuser eine Patientenfürsprecherin bzw. einen -fürsprecher vorhalten, diese 
jedoch nicht angegeben haben. Aus diesem Grund wurde bei fehlenden Angaben das Beschwerde-
management angeschrieben mit der Bitte, die Befragung an eventuell vorhandene Patientenfür-
sprecherinnen und -fürsprecher weiterzuleiten.  

Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 

Durch die Online-Befragung wurden zentrale Erkenntnisse zur organisatorischen Einbindung der Pa-
tientenfürsprechenden an den Krankenhäusern, ihren Arbeitsweisen und die Inanspruchnahme ihrer 
Angebote erhoben. Der zu diesem Zweck entwickelte Fragebogen wurde entlang des Erkenntnisin-
teresses der dem Projekt zugrundeliegenden Ausschreibung des Patientenbeauftragten und des 
Analyserahmens in verschiedene Themenblöcke gegliedert. Die Entscheidung, die Befragung online 

 
5 Antragsunterlagen und weitere Informationen zu den Qualitätsberichten des G-BA: https://www.g-ba.de/themen/qualitaetssiche-

rung/datenerhebung-zur-qualitaetssicherung/datenerhebung-qualitaetsbericht/.  

https://www.g-ba.de/themen/qualitaetssicherung/datenerhebung-zur-qualitaetssicherung/datenerhebung-qualitaetsbericht/
https://www.g-ba.de/themen/qualitaetssicherung/datenerhebung-zur-qualitaetssicherung/datenerhebung-qualitaetsbericht/
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durchzuführen hatte mehrere Gründe. Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher sind überwie-
gend ehrenamtlich tätig und arbeiten mit relativ geringen Stundendeputaten. Die Erreichbarkeit per 
Post oder Telefon wäre daher deutlich eingeschränkt gewesen, insbesondere wenn Patientenfür-
sprechende in Zeiten der Corona-Pandemie im Krankenhaus weniger präsent sind. Ein weiterer Vor-
teil war, dass die Antworten sofort nach der Beendigung des Fragebogens zur Auswertung zur Ver-
fügung standen. So lagen unmittelbar nach Beendigung der Feldphase Ergebnisse vor, die die 
Grundlage für anschließenden Fokusgruppengespräche bildeten. 

Der Fokus der Studie liegt auf der Patientenfürsprache. Daher sollten alle Patientenfürsprecherin-
nen und -fürsprecher angeschrieben werden unabhängig davon, ob sie allein oder zu mehreren in 
einem Krankenhaus tätig waren. Des Weiteren sollte jede Person nur einmal befragt werde. Dem-
nach wurden Patientenfürsprechende, die in mehr als einem Krankenhaus tätig sind, nur einmal zu 
der Befragung eingeladen, auch um die zeitliche Belastung der Befragten zu reduzieren. Zudem 
hätte eine Mehrfachbefragung einer Person zu einer Übergewichtung ihrer Antworten geführt, ins-
besondere wenn es um krankenhausübergreifende Fragen geht. Patientenfürsprechende wurden in 
der Befragung darüber informiert, dass sie im Falle einer Tätigkeit in mehreren Krankenhäusern ihre 
Antworten auf das Krankenhaus beziehen sollten, für das sie sich hauptsächlich zuständig fühlen.6 

Die Befragung wurde in zwei Schritten konzipiert. Im ersten Schritt wurden diejenigen Patientenfür-
sprecherinnen und -fürsprecher eingeladen, deren E-Mail-Adressen über die Qualitätsberichte er-
mittelt werden konnten. Im zweiten Schritt wurde das Beschwerdemanagement derjenigen Kran-
kenhäuser angeschrieben, die keine Patientenfürsprecherinnen oder keinen Patientenfürsprecher in 
den Qualitätsberichten aufgeführt hatten. Das Beschwerdemanagement wurde gebeten, die Einla-
dung zu der Befragung entsprechend weiterzuleiten, falls an dem Krankenhaus doch Patientenfür-
sprechende tätig wären. Alle Eingeladenen wurden in dem Einladungsschreiben über die Bestim-
mungen zum Datenschutz aufgeklärt. Zudem wurde ein Begleitschreiben des BMG beigefügt. 

Im Detail lag der Befragung folgender Ablauf zugrunde: 

Schritt 1: Anschreiben der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 

■ Start der Befragung: 07.03.2022 
■ 1.204 Personen wurden per E-Mail angeschrieben 
■ Zwölf Einladung konnten trotz Recherche nicht zugestellt werden, weswegen sich die Zahl der 

Eingeladenen auf 1.192 reduzierte. Alternativ wurden die Beschwerdestellen angeschrieben 
■ Versand von Erinnerungsschreiben am 28.03.2022 und 08.04.2022 
■ Ende der Befragung: 21.04.2022 
■ Anzahl Teilnehmer: 292 (Rücklaufquote ca. 24 Prozent) 

Schritt 2: Anschreiben des Beschwerdemanagements 

■ Start der Befragung: 08.03.2022 
■ 755 Beschwerdemanagementstellen wurden per E-Mail angeschrieben 
■ Versand eines Erinnerungsschreiben am 28.03.2022 
■ Ende der Befragung: 21.04.2022 
■ Anzahl Teilnehmer: 46 

 
6 Eine damit verbundene Unschärfe kann nicht ausgeschlossen werden. Aus den Qualitätsberichten ergab sich jedoch, dass der überwie-

gende Teil der Patientenfürsprechenden (89 %) nur von jeweils einem Krankenhaus aufgeführt wurde. 
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Insgesamt haben 338 Personen an der Befragung teilgenommen, wovon die große Mehrheit aus den 
angeschriebenen Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher rekrutiert wurde. Vier der 338 Ant-
wortenden mussten von der Befragung ausgeschlossen werden, da sie den Fragebogen zwar abge-
sendet, aber nicht ausgefüllt hatten. Insgesamt wurden Fragebögen von 334 Teilenehmenden aus-
gewertet. 

Thesenpapier und Fokusgruppen 

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme und der Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -für-
sprecher wurden in einem Thesenpapier zusammengefasst und in drei Fokusgruppen diskutiert. Ziel 
der Diskussionen war es, die empirischen Befunde zu plausibilisieren und konkrete Handlungsbe-
darfe abzuleiten sowie die Fachkenntnis und das Erfahrungswissen unterschiedlicher Akteure in die 
Handlungsempfehlungen einfließen zu lassen.  

Insgesamt haben 18 Akteure an den je zweieinhalbstündigen Fokusgruppen teilgenommen, darun-
ter Patientenfürsprechende (4), Vertreterinnen und Vertreter von Landeskrankenhausgesellschaften 
(4), Patientenschutzbeauftragte (4) und Vertreterinnen und Vertreter von Patientenverbänden (6). 
Die Ergebnisse der Diskussionen sind in die Darstellung und Bewertung der empirischen Ergebnisse 
in diesem Bericht eingeflossen.  
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4 Gesetzliche Vorgaben der Bundesländer 

Nach §135a SGB V sind Krankenhäuser in Deutschland zur Einrichtung und Weiterentwicklung eines 
Qualitätsmanagements inklusive eines patientenorientierten Beschwerdemanagements verpflich-
tet. Viele Bundesländer haben in den Landeskrankenhausgesetzen (LKHG) Regelungen zum einrich-
tungsinternen Beschwerdemanagement festgeschrieben. Allerdings sind die mit dem Beschwerde-
management beauftragten Personen (z. B. Beschwerdemanager, Qualitätsbeauftragte) Beschäf-
tigte des Krankenhauses und sachlich und personell in die Organisation und die Arbeitsabläufe des 
Krankenhauses eingebunden.7 Demgegenüber sind Patientenfürsprechende ehrenamtlich, neutral 
und weisungsunabhängig und ergänzen im Idealfall das patientenorientierten Beschwerdemanage-
ment.  

In einer wachsenden Zahl an Bundesländern wurde die Patientenfürsprache in Krankenhäusern in-
zwischen gesetzlich im LKHG verankert. Daneben schreiben viele Länder das Vorhandensein einer 
Patientenfürsprecherin bzw. -fürsprechers in Krankenhäusern der Psychiatrie oder mit psychiatri-
schen Abteilungen vor (Psychisch-Kranken-Gesetze, PsychKG).8 In Bundesländern, in denen Rege-
lungen sowohl im LHKG als auch im PsychKG vorliegen, konkretisiert das PsychKG meist die Vorga-
ben des LHKG für den psychiatrischen Bereich, etwa indem das Aufgabenfeld erweitert wird. In Ber-
lin z.B. wird im PsychKG vorgegeben, dass Patientenfürsprechende zu ihren im LKHG beschriebe-
nen Aufgaben, psychisch Erkrankte auch bei der Eingliederung nach der Entlassung unterstützen 
und in der Öffentlichkeit Aufklärung über psychische Erkrankungen leisten.9   

Stand Juni 2022 gibt es neun Bundesländer, die in den jeweiligen LKHG Regelungen zur Patienten-
fürsprache haben. Als neuestes Bundesland hat Nordrhein-Westfahlen die Patientenfürsprache in 
Krankenhäusern im April 2022 verpflichtend eingeführt. In drei weiteren Ländern (Baden-Württem-
berg, Sachsen und Schleswig-Holstein) ist die Patientenfürsprache zwar nicht im LKHG verankert, 
allerdings sehen die jeweiligen PsychKG eine Bestellung von Patientenfürsprecherinnen und -für-
sprecher in psychiatrischen Krankenhäusern vor. Keine Regelungen zur Patientenfürsprache, weder 
im LKHG noch im PsychKG, haben Bayern, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern. In diesen drei 
Bundesländern können die Krankenhäuser allerdings auf freiwilliger Basis Patientenfürsprecherin-
nen und -fürsprecher bestellen.  

Eine Übersicht zu den länderspezifischen Regelungen der Patientenfürsprecherinnen und -fürspre-
cher in Krankenhäusern bietet Tabelle 2. Es wird deutlich, dass die 16 LKHG die Bestellung und die 
Organisation der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher unterschiedlich regeln.  

■ In Berlin, Bremen, Hessen und Rheinland-Pfalz werden die Patientenfürsprechenden über eine 
öffentliche Stelle bspw. die Bezirksverordnetenversammlung in Berlin bestellt.  

 
7 Geschäftsstelle des Beauftragten der Bundesregierung für die Belange der Patientinnen und Patienten (2020): Leitfaden für die Patien-
tenfürsprecherinnen und -fürsprecher. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/user_upload/PFS_Leitfaden_2020_bar-

rierefrei.pdf. 
8 Die Psychisch-Kranken-Gesetze bezeichnen die deutschen Landesgesetze, die die freiheitsentziehende Unterbringung psychisch kran-
ker Menschen im Falle akuter Selbst- oder Fremdgefährdung in einem psychiatrischen Fachkrankenhaus regeln. 
9 Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG) des Landes Berlin vom 17. Juni 2016.  
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■ In Brandenburg, Niedersachen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
ist gesetzlich vorgegeben, dass der Krankenhausträger bzw. das Krankenhaus eine Patienten-
fürsprecherin bzw. einen -fürsprecher bestellt.  

■ Zehn Bundesländer geben vor, dass das Amt nicht von Angestellten des Krankenhausträgers 
ausgeführt werden darf. Der Ausschluss bezieht sich jedoch meist nicht auf ehemalige Ange-
stellte.  

■ In acht Ländern wird vorgeschrieben, dass Patientenfürsprechende eine Aufwandsentschädi-
gung erhalten sollen, sie unterscheiden sich jedoch darin, ob der Krankenhausträger oder eine 
bestellende öffentliche Stelle für die Kosten aufkommen sollen.  

■ In sieben Bundesländern wird erwartet, dass ein jährlicher Bericht verfasst wird, der über die In-
anspruchnahme und Arbeitsweise der Patientenfürsprache informiert. In fünf Ländern muss der 
Bericht einer öffentlichen Stelle vorgelegt werden, etwa dem zuständigen Fachministerium in 
Niedersachsen oder der Stadtverordnetenversammlung oder Kreistag in Hessen.  

■ Fünf Bundesländer machen Vorgaben, die die Fort- und Weiterbildung der Patientenfürsprache 
regeln.  
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Tabelle 2: Übersicht der Landeskrankenhausgesetze  

Bundesland 

Regelung zur Patien-

tenfürsprache,  

sofern vorhanden 

Bestellung 

Ausschluss von Ange-

stellten des Kranken-

hausträgers 

Aufwandsentschädi-

gung und ggf. Kosten-

pauschale 

Berichtspflicht 
Fort- und Weiter- 

bildungen 

Baden-Württem-

berg 
nur §9 PsychKHG1      

Bayern  
keine gesetzliche Rege-

lung 
     

Berlin 
§30 Landeskrankenhaus-

gesetz (seit 1974) 

Bezirksverordnetenver-

sammlung 
ja ja 

jährlicher Erfahrungsbe-

richt an Krankenhaus 

und Bezirksverordneten-

versammlung, wird im 

Internet veröffentlicht 

- 

Brandenburg 

§5 Brandenburgisches 

Krankenhausentwick-

lungsgesetz (seit 2019) 

Krankenhausträger ja - - - 

Bremen  

§30 Bremisches Kran-

kenhausgesetz (seit 

2011), ergänzt durch die 

Patientenfürsprecher-

verordnung (seit 2021) 

Senator*in für Gesund-

heit, Frauen und Ver-

braucherschutz 

ja ja, Krankenhausträger 

jährlicher Erfahrungsbe-

richt an Deputation für 

Gesundheit und Ver-

braucherschutz 

Kostenübernahme durch 

Krankenhausträger 

Hamburg 
keine gesetzliche Rege-

lung 
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Bundesland 

Regelung zur Patien-

tenfürsprache,  

sofern vorhanden 

Bestellung 

Ausschluss von Ange-

stellten des Kranken-

hausträgers 

Aufwandsentschädi-

gung und ggf. Kosten-

pauschale 

Berichtspflicht 
Fort- und Weiter- 

bildungen 

Hessen 
§7 Hessisches Kranken-

hausgesetz (seit 2003) 

Stadtverordnetenver-

sammlungen der kreis-

freien Städte oder die 

Kreistage 

ja 
ja, kreisfreie Stadt oder 

Landkreis 

jährlicher Bericht an 

Stadtverordnetenver-

sammlung oder Kreistag  

- 

Mecklenburg-Vor-

pommern 

keine gesetzliche Rege-

lung 
     

Niedersachsen 

§16 Niedersächsisches 

Krankenhausgesetz (seit 

2015) 

Krankenhausträger  ja ja, Krankenhausträger 

jährlicher Erfahrungsbe-

richt an Krankenhausträ-

ger und Fachministe-

rium  

Kostenübernahme durch 

Krankenhausträger 

Nordrhein-Westfa-

len 

§5 Krankenhausgestal-

tungsgesetzt (seit 2022) 
Krankenhausträger ja   

Krankenhausträger er-

möglicht angemessene 

Fort- und Weiterbildung 

Rheinland-Pfalz 
§25 Landeskrankenhaus-

gesetz (seit 2011) 
Kreistag oder Stadtrat ja 

ja, Landkreis oder kreis-

freie Stadt 

jährlicher Erfahrungsbe-

richt an zuständige Be-

hörde 

- 

Saarland 

§8 Saarländisches Kran-

kenhausgesetz (seit 

2018) 

Krankenhausträger  ja ja, Krankenhaus 

regelmäßiger Erfah-

rungsbericht an Kran-

kenhausträger und Kran-

kenhausleitung 

Krankenhausträger er-

möglicht angemessene 

Fort- und Weiterbildung 
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Bundesland 

Regelung zur Patien-

tenfürsprache,  

sofern vorhanden 

Bestellung 

Ausschluss von Ange-

stellten des Kranken-

hausträgers 

Aufwandsentschädi-

gung und ggf. Kosten-

pauschale 

Berichtspflicht 
Fort- und Weiter- 

bildungen 

Sachsen  
nur §4 Sächsisches Psy-

chisch-Kranken-Gesetz2 
     

Sachsen-Anhalt 

§15 Krankenhausgesetz 

Sachsen-Anhalt (seit 

2019) 

Krankenhausträger ja ja, Krankenhausträger 

jährlicher Erfahrungsbe-

richt an Krankenhauslei-

tung und Krankenhaus-

träger 

Krankenhäuser ermögli-

chen regelmäßige kos-

tenfreie Fort- und Wei-

terbildungen 

Schleswig-Holstein 

nur §26 Gesetz zur Hilfe 

und Unterbringung von 

Menschen mit Hilfebe-

darf infolge psychischer 

Störungen3 

     

Thüringen  
§19b Thüringer Kranken-

hausgesetz (seit 2014) 
Krankenhaus ja ja, Krankenhausträger - - 

1 Die Stadt- und Landkreise bestellen unabhängige Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher. 
2 Die Kreisfreien Städte bzw. die Landkreise bestellen ehrenamtliche Patientenfürsprechende, die nicht in einer solchen Einrichtung tätig sind. 
3 Zusätzlich zur Besuchskommission kann der Kreis oder die kreisfreie Stadt Patientenfürsprechende zur Vertretung der Anliegen von Patientinnen und Patienten bestellen. 

Quelle: Prognos (Stand: Juni 2022) 
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In einigen Bundesländer wurden Leitfäden bzw. Handlungsempfehlungen für Patientenfürspreche-
rinnen und -fürsprecher entwickelt, häufig von Arbeitskreisen oder auch Landesministerien. Dazu 
zählen z.B. Bayern (2015), Baden-Württemberg (2016), Niedersachsen (2018) und Nordrhein-West-
falen (2018). Die Leitfäden richten sich an Krankenhäuser, die für die Patientenfürsprache gewonnen 
oder bei der Einrichtung des Amts unterstützt werden sollen, oder an Patientenfürsprecherinnen 
und -fürsprecher, um ihnen eine Hilfestellung bei der Ausübung ihres Amts zu bieten. Sie machen 
zum Teil detaillierte Vorgaben zur Ausgestaltung der Patientenfürsprache und konkretisieren die 
recht knappen gesetzlichen Regelungen bzw. geben Handreichungen ohne diesen rechtlichen Rah-
men (Bayern, Baden-Württemberg). Das Bezirksamt Mitte in Berlin hat 2021 ein Anforderungsprofil 
für Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher herausgegeben, das die Aufgaben und Tätigkeitsbe-
reiche, die Mitarbeit in Gremien und Arbeitsgruppen, die persönlichen Voraussetzungen und Kom-
petenzen benennt, die für die Patientenfürsprache wichtig sind.10  Daneben gibt es den bereits ge-
nannten Leitfaden zur Patientenfürsprache des Patientenbeauftragten der Bundesregierung und 
eine Leitlinie zur Umsetzung der Patientenfürsprache in Kliniken und Krankenhäusern des Bundes-
verbands Patientenfürsprecher in Krankenhäusern.11 

In der Zusammenschau der gesetzlichen Vorgaben und Leitfäden, die für die Patientenfürsprache 
verfasst wurden, werden folgende Aspekte besonders häufig geregelt bzw. empfohlen: 

■ Unabhängigkeit: Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher sollen in der Ausübung ihrer 
Funktion unabhängig sein. Im Regelfall wird daher davon ausgegangen, dass die Funktion im 
Ehrenamt ausgeführt wird. Insbesondere sollen Patientenfürsprechende nicht beim Kranken-
haus angestellt oder an Weisung durch Krankenhauspersonal gebunden sein. Sie sind nicht ver-
pflichtet den Dienstweg einzuhalten. Die bayerische Handlungsempfehlung sieht vor, dass Pati-
entenfürsprecher beim Krankenhaus zwar angestellt sein können, für ihr Amt aber vom arbeits-
rechtlichen Direktionsrecht des Arbeitgebers freigestellt sind.  

■ Einbindung im Krankenhaus: Die Leitlinie des Patientenbeauftragten der Bundesregierung 
sieht vor, dass die Patientenfürsprache entweder als Bestandteil oder als Ergänzung des patien-
tenorientierten Beschwerdemanagments zu verstehen ist. In jeden Fall wird eine enge Zusam-
menarbeit zwischen der Patientenfürsprache, dem Beschwerdemanagement und weiteren rele-
vanten Stellen im Krankenhaus empfohlen.   

■ Ausschluss von medizinischer und rechtlicher Beratung: Insbesondere Leitlinien weisen da-
rauf hin, dass Patientenfürsprechende zwar über Patientenrechte aufklären können sollen, aber 
keine medizinische oder rechtliche Beratung durchführen dürfen. In einzelnen Leitlinien wird 
zusätzlich darauf aufmerksam gemacht, dass eventuelle Haftungsfragen bei der Berufung zu 
klären sind, z.B. in dem Fall, dass Patientenfürsprechende ihr Mandat überschreiten.  

■ Verschwiegenheit und Vertraulichkeit: Viele Vorgaben weisen darauf hin, dass Patientenfür-
sprechende die Anliegen von Patientinnen und Patienten vertraulich behandeln sollen und der 
Schweigepflicht unterliegen. Wenn zusätzliche Informationen eingeholt werden sollen, muss 
darauf geachtet werden, dass Patientinnen und Patienten die entsprechenden Mitarbeitenden 
bzw. die Patientenfürsprechenden selbst von ihrer Schweigepflicht entbinden. 

■ Erreichbarkeit: Vorgaben weisen darauf hin, dass Patientenfürsprechende leicht aufzufinden 
und erreichbar sein sollten. Dazu zählt auch, dass bedarfsabhängig eine Sprechstunde angebo-
ten werden sollte, Räumlichkeiten gut auffindbar sind und eine zielführende Öffentlichkeitsar-
beit stattfindet (z.B. Aushänge). 

 
10 Dienststelle Bezirksamt Mitte von Berlin (2021): Anforderungsprofil Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher (nach §30 LKG sowie 
nach §12 PsychKG). Berlin, Bezirksamt Mitte.  
11 Bundesverband Patientenfürsprecher Krankenhäuser (2017): Leitlinie zur Umsetzung der Patientenfürsprache in Kliniken und Kranken-

häusern. https://bpik.de/wp-content/uploads/2017/06/BPiK-Leitlinie-Patientenf%C3%BCrsprache.pdf. 
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■ Räumlichkeiten und Ausstattung: Das Krankenhaus soll Patientenfürsprecherinnen und -für-
sprecher, die in ihrem Haus tätig sind, adäquat ausstatten, insbesondere mit Telefon, E-Mail-
Adresse und einer Internetverbindung, und geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung stellen.  

■ Aus-, Fort- und Weiterbildung: Es wird empfohlen, dass Patientenfürsprechende die Möglich-
keit zu relevanten Einführungen und Schulungen gegeben wird und dass ihre Teilnahme durch 
das Krankenhaus unterstützt wird.  

■ Vergütung: Viele Vorgaben sehen eine adäquate Vergütung vor, die entweder mit dem Kran-
kenhaus ausgehandelt wird oder anderweitig geregelt werden soll.  

Erkennbar ist, dass dort, wo es Regelungen gibt, häufig wenige, grundsätzliche Vorgaben gemacht 
werden, etwa zur Bestellung und zur Finanzierung von Fort- und Weiterbildung. Die konkrete Aus-
gestaltung wird dagegen im Wesentlichen den Akteuren vor Ort überlassen, also den Ehrenamtli-
chen, Krankenhäusern bzw. Krankenhausträger und ggf. den Bezirken oder anderen relevanten öf-
fentlichen Stellen.   
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5 Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache 

Im Folgenden wird die Häufigkeit der Patientenfürsprache an deutschen Krankenhäusern darge-
stellt. Dazu werden insbesondere Informationen aus der Auswertung der Qualitätsberichte herange-
zogen. 

5.1 Verteilung in den Bundesländern 

Die Auswertung der Qualitätsberichte der Krankenhäuser ergab, dass im Jahr 2020 in 991 der 1.665 
Krankenhäusern, für die ein Qualitätsbericht vorliegt, mindestens eine Patientenfürsprecherin oder 
ein Patientenfürsprecher tätig war. Das bedeutet, dass 60 Prozent der Krankenhäuser in Deutsch-
land Patientinnen und Patienten die Möglichkeit der Patientenfürsprache anbieten. 

Regional zeigen sich dabei erhebliche Unterschiede in der Verteilung (Abbildung 2). Bundesländer 
mit einer gesetzlichen Regelung der Patientenfürsprache, wie z. B. Berlin und das Saarland, weisen 
anteilig häufiger Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher auf als Bundesländern ohne gesetzli-
che Vorgabe (z. B. Mecklenburg-Vorpommern) oder mit Reglungen, die nur psychiatrische Kranken-
häuser (z. B. Schleswig-Holstein) betreffen. Eine Verankerung der Patientenfürsprache im LKHG 
wirkt sich offensichtlich positiv auf deren Verbreitung aus.  

Zugleich zeigt sich, dass manche Bundesländer auch ohne gesetzliche Vorgaben Fortschritte bei der 
Etablierung der Patientenfürsprache gemacht habe (Nordrhein-Westfalen, Bayern), die jedoch nicht 
an die Ergebnisse aus Ländern heranreichen, deren gesetzliche Vorgaben bereits vor einige Jahren 
eingeführt wurden. In Bundesländern, in denen die Patientenfürsprache nur in der Psychiatrie vorge-
schrieben ist, ist der Anteil der Krankenhäuser mit Patientenfürsprecherin bzw. -fürsprecher eben-
falls eher gering.  

In Schleswig-Holstein findet sich allerdings eine Besonderheit: Patientinnen und Patienten können 
sich mit ihren Anliegen und Beschwerden an eine Patientenombudsfrau bzw. einen Patientenom-
budsman richten.12 Patientenombudsleute sind außerhalb des Krankenhauses in einem Verein orga-
nisiert, stehen Patientinnen und Patienten im Krankenhaus jedoch zur Verfügung. Sie vermitteln bei 
Konflikten, wirken auf eine Streitschlichtung hin und vertreten damit weitgehend die gleichen Ziele 
wie die Patientenfürsprache im Krankenhaus. 

 

 
12 Patientenombudsman/-frau Schleswig-Holstein e.V. https://www.patientenombudsmann.de. 



 

19 
 

Abbildung 2: Anteil der Krankenhäuser mit und ohne Angabe von Patientenfürsprecherinnen  

und -fürsprechern in den Qualitätsberichten nach Bundesländern, Stand 2020 

 

Insgesamt wurden die Angaben von 1.665 Krankenhäusern aus den Qualitätsberichten für das Jahr 2020 ausgewertet. 

Blau gekennzeichnete Bundesländer haben eine gesetzliche Vorgabe zur Patientenfürsprache im Landeskrankenhaus-Gesetz (LKHG), 
braun geschriebene nur in den jeweiligen Psychisch-Kranken-Gesetzen (PsychKG) und schwarz geschriebene haben keine gesetzliche 

Vorgabe (zum Stand 2020). 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Qualitätsberichte der Krankenhäuser 
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5.2 Verteilung nach Krankenhausart 

Aus den Qualitätsberichten geht hervor, dass von den 991 Krankenhäusern mit Patientenfürspre-
cherinnen und -fürsprechern rund 60 Prozent diese Position mit einer Person besetzt haben. Auch in 
der durchgeführten Befragung gaben rund 65 Prozent der Befragten an, als einzige Patientenfür-
sprecherin oder einziger Patientenfürsprecher am Krankenhaus tätig zu sein.  

Aus den Angaben zur Bettenzahl zeigt sich in der Befragung, dass Krankenhäuser mit einer Patien-
tenfürsprecherin oder einem Patientenfürsprecher durchschnittlich mit 359 Betten (Median: 300 
Betten) kleiner sind als Krankenhäusern mit mehr als einer Patientenfürsprecherin oder -fürsprecher 
mit durchschnittlich 808 Betten (Median: 527 Betten). 

Von den rund 1.200 Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern, die namentlich in den Qualitäts-
berichten genannt wurden, ließen sich 89 Prozent nur einem Krankenhaus zuordnen. Auch in der 
Befragung liegt der Anteil mit 83 Prozent auf vergleichbarem Niveau. Eine Zuständigkeit für meh-
rere Krankenhäuser ist demnach die Ausnahme. 

5.3 Verteilung nach Trägerart 

Den Angaben der Qualitätsberichte zufolge befindet sich jeweils etwa ein Drittel der Krankenhäuser 
in Deutschland in freigemeinnütziger, öffentlicher oder privater Trägerschaft (Abbildung 3). Im Ver-
gleich dazu ist der Anteil der Krankenhäuser, die in den Qualitätsberichten angegeben haben, eine 
Patientenfürsprecherin bzw. einen -fürsprecher zu haben, in freigemeinnütziger (43 %) und öffentli-
cher (35 %) Trägerschaft höher und in privater Trägerschaft (19 %) deutlich niedriger als ihr jeweili-
ges Drittel.  
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Abbildung 3: Verteilung nach Trägerart der Krankenhäuser (oben) und nach Trägerart der Kranken-

häuser mit Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern (unten) gemäß der Qualitätsberichte aus dem 

Jahr 2020 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Qualitätsberichte der Krankenhäuser 

Die Befragung spiegelt diese Verteilung weitgehend wider, auch wenn hier der Anteil an Patienten-
fürsprecherinnen und -fürsprechern in Krankenhäusern in öffentlicher Trägerschaft mit 44 Prozent 
höher lag als die in freigemeinnütziger (30 %), privater (18 %) und sonstiger (8 %) Trägerschaft. 
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6 Ergebnisse der Befragung der Patientenfürsprecherinnen 
und -fürsprecher 

Wurden im vorherigen Kapitel hautsächlich die Daten der Qualitätsberichte aufbereitet, ist die 
Grundlage der folgenden Analysen die durchgeführte Online-Befragung von Patientenfürsprechen-
den. 

6.1 Beschreibung der Befragungsteilnehmerinnen und -teilnehmer 

Insgesamt haben 334 Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher an der Befragung teilgenommen. 
Der Rücklauf lässt sich anhand der folgenden Merkmale charakterisieren:  

 Das Medianalter der Teilnehmenden lag bei 70 Jahren (Mittelwert: 69,2 Jahre).  

 Der Anteil der Frauen (55 %) lag etwas höher als der Anteil der Männer (45 %).  

 Die Hälfte der Befragten ist schon sechs Jahre oder länger in der Patientenfürsprache tätig (Mit-
telwert: 6,5 Jahre).  

 Der Großteil der Befragten arbeitet im somatischen Bereich. Nur in der Psychiatrie arbeiten 
13 Prozent. 27 Prozent arbeiten in Krankenhäusern mit somatischen und psychiatrischen Abtei-
lungen.  

 Die Befragten arbeiten in Krankenhäusern, die im Median 360 Betten haben (Mittelwert: 518 
Betten). 

 Im Median betreuen sie im Jahr 6,4 Anfragen oder Beschwerden je 100 Betten (Mittelwert: 14,8 
Anfragen oder Beschwerden je 100 Betten). 

 Der überwiegende Teil (78 %) der teilnehmenden Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 
ist in Rente bzw. Pension.  

 Neben ihrer Beschäftigung als Patientenfürsprechende sind 17 Prozent der Befragten in Teil- o-
der Vollzeit erwerbstätig. 

Außerdem gaben rund 60 Prozent der Befragten an, vor der Tätigkeit in der Patientenfürsprache im 
Gesundheitswesen tätig gewesen zu sein (Abbildung 4), 39 Prozent haben zuvor im gleichen Kran-
kenhaus gearbeitet. Das ist insofern relevant, da viele gesetzliche Vorgaben und Leitfäden darauf 
hinweisen, dass sich die Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher nicht aus Angestellten des 
Krankenhauses rekrutieren sollen. Ehemalige Angestellte werden jedoch nur selten ausgeschlossen. 
Ein Anteil von 40 Prozent gab an, vor der Tätigkeit in der Patientenfürsprache noch nicht im Ge-
sundheitswesen beschäftigt gewesen zu sein. 
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Abbildung 4: Waren Sie vor Ihrer Tätigkeit als Patientenfürsprecherin bzw. Patientenfürsprecher im 

Gesundheitswesen tätig? 

 

Basis n=327 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Von den 196 Teilnehmenden, die berufliche Vorerfahrung im Gesundheitswesen hatten, hatten rund 
31 Prozent eine pflegerische Tätigkeit und 21 Prozent eine kaufmännische Tätigkeit oder eine Tätig-
keit im Gesundheitsmanagement gehabt. Eine sozial beratende oder ärztliche Tätigkeit hatten je-
weils 14 Prozent gehabt. Vorerfahrung aus weiteren Heilberufen hatten vier Prozent, während 
16 Prozent in sonstigen Beschäftigungen im Gesundheitswesen tätig waren. 

Von den 127 Befragten, die zuvor nicht im Gesundheitswesen gearbeitet haben, waren die meisten 
im Bereich Soziales, Lehre und Erziehung (35 %) oder in der Unternehmensorganisation, Buchhal-
tung oder Recht und Verwaltung (31 %) tätig (Abbildung 5).  
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Abbildung 5: In welcher Berufsgruppe waren Sie überwiegend tätig? 

 

Basis n=127  

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

6.2 Ehrenamt und Unabhängigkeit 

Dem Leitfaden zur Patientenfürsprache der Bundesregierung entsprechend sollen Patientenfürspre-
cherinnen und -fürsprecher eine vom Krankenhaus unabhängige Rolle einnehmen und nicht beim 
Krankenhaus angestellt sein.13 Insbesondere sollen sie nicht an Weisungen des Krankenhausperso-
nal oder seiner Leitung gebunden sein. Es wird angeregt, dass Patientenfürsprecherinnen und -für-
sprecher im Ehrenamt arbeiten und damit vom Krankenhaus auch finanziell unabhängig sind. Der 
Leitfaden sieht auch vor, dass das Amt in einem offenen und transparenten Verfahren ausgeschrie-
ben und möglichst durch eine neutrale Stelle außerhalb des Krankenhauses berufen wird. In den 
Vorgesprächen und Fokusgruppen wurde auch die Frage der Vergütung bzw. Aufwandsentschädi-
gung hervorgehoben, die in den meisten gesetzlichen Vorgaben bislang nicht geregelt wird.  

Zu diesen Aspekten des Ehrenamtes und der Unabhängigkeit gibt es folgende Befunde aus der Be-
fragung: 

  

 
13 Geschäftsstelle des Beauftragten der Bundesregierung für die Belange der Patientinnen und Patienten (2020): Leitfaden für die Patien-
tenfürsprecherinnen und -fürsprecher. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/user_upload/PFS_Leitfaden_2020_bar-

rierefrei.pdf. 
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Kernbefunde: 

In der Befragung gab die große Mehrheit der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher (89 %) an, 
ehrenamtlich tätig zu sein, acht Prozent sind angestellt und beziehen ein Gehalt. Weitere drei Pro-
zenten sind auf sonstige Art beschäftigt. 

Wie in Abbildung 4 bereits gezeigt, waren 39 Prozent der Befragten schon vor ihrer Tätigkeit als Pa-
tientenfürsprecherin bzw. -fürsprecher in demselben Krankenhaus tätig. In neun Bundesländern gibt 
es die gesetzliche Vorgabe, dass Beschäftigte des Krankenhauses nicht bestellt werden dürfen. Das 
schließt jedoch nicht aus, dass ehemalige Mitarbeitende in das Amt berufen werden. 

Fast drei Viertel (73 %) der Befragten wurden auf persönlichen Vorschlag hin auf die Tätigkeit der 
Patientenfürsprecherin bzw. des -fürsprechers aufmerksam, neun Prozent über öffentliche Aus-
schreibungen, etwa eines Bezirks oder Landkreises (Abbildung 6). 

Abbildung 6: Wie wurden Sie auf die Tätigkeit der Patientenfürsprecherin bzw. des Patientenfürspre-

chers aufmerksam? 

 

Basis n=327  

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

65 Prozent der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher erhalten eine pauschale, 14 Prozent eine 
sachbezogene Aufwandsentschädigung. Bei der sachbezogenen Aufwandsentschädigung handelt 
es sich z.B. um die Erstattung von Transport-, Sach- oder Fortbildungskosten. Etwa ein Fünftel er-
hält demnach keinerlei Entschädigung. 

Der Median der pauschalen Aufwandsentschädigung liegt bei 170 Euro (Mittelwert: 357 Euro). Abbil-
dung 7 zeigt die Verteilung der pauschalen Aufwandsentschädigung pro Monat gebündelt in Hun-
derterschritten. Insgesamt ist die Vergütung der Patientenfürsprache damit recht moderat.  
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Abbildung 7: Pauschale Aufwandsentschädigung pro Monat 

 

Basis n=181  

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

6.3 Einbindung ins Krankenhaus 

Eine gute Einbindung und Vernetzung im Krankenhaus ist die Voraussetzung dafür, dass Patienten-
fürsprecherinnen und -fürsprecher im Krankenhaus wirksam sein und sich erfolgreich für die Belange 
von Patientinnen und Patienten einsetzen können. Die Einbindung in die Strukturen des Kranken-
hauses ist insofern wichtig, als dass sie eine Voraussetzung dafür darstellt, Rückmeldungen und An-
regungen im Krankenhaus einzubringen und damit Verbesserungen zu bewirken. Je nachdem, wie 
diese Einbindung umgesetzt wird, könnte sich daraus aber auch ein Spannungsverhältnis zu der Er-
wartung ergeben, dass Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher von der Organisation des Kran-
kenhauses unabhängig sind. In den Fokusgruppen wurde insbesondere darauf hingewiesen, dass Pa-
tientenfürsprecherinnen und -fürsprecher einen direkten Zugang zur Krankenhausleitung haben 
sollten, um Anfragen und Beschwerden von Patientinnen und Patienten wirksam bearbeiten zu kön-
nen. Der Leitfaden der Bundesregierung besagt, dass Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 
Bestandteil eines patientenorientierten Beschwerdemanagements sein sollten oder es ergänzen 
können.  

Kernbefunde: 

Der Großteil der befragten Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher ist einer Stelle im Kranken-
haus zugeordnet (Abbildung 8), rund ein Drittel der Krankenhausleitung, 20 Prozent dem Beschwer-
demanagement und 14 Prozent dem Qualitätsmanagement. Nur wenige gaben an, einer anderen 
Stelle zugeordnet zu sein, etwa der Seelsorge oder dem Sozialen Dienst. Rund ein Viertel der Be-
fragten ist keiner Stelle zugeordnet. 
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Abbildung 8: Welcher Stelle sind Sie im Krankenhaus zugeordnet? 

 

Basis n=322 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Unterschiede zeigen sich auch bei der Einbindung in die Arbeits- und Abstimmungsprozesse im 
Krankenhaus. 42 Prozent der Befragten gaben an, dass sie zu Gremiensitzungen und Besprechun-
gen im Krankenhaus eingeladen werden, die sie für die Patientenfürsprache für wichtig erachten, 
ohne daran erinnern zu müssen. Der gleiche Prozentsatz wird jedoch nicht zu entsprechenden Gre-
mien und Besprechungen eingeladen. 16 Prozent sagten aus, dass sie zwar eingeladen werden, sich 
aber regelmäßig in Erinnerung bringen müssten, damit dies auch geschieht.  

Eine überwiegende Mehrheit der Befragten bewertet die Zusammenarbeit im Krankenhaus als sehr 
gut bis eher gut (Abbildung 9). Jeweils über 90 Prozent gaben an, sehr gut oder eher gut mit der 
Krankenhausleitung, der Pflegeleitung, der Seelsorge bzw. dem Sozialen Dienst oder den Leitungen 
der medizinischen Fachabteilungen zusammenzuarbeiten. Auch die Zusammenarbeit mit dem Be-
schwerde- und Qualitätsmanagement wurde von jeweils gut 90 Prozent als positiv bewertet. Eine 
Abweichung gab es beim Risikomanagement. Hier gaben 78 Prozent der Befragten an, dass die Zu-
sammenarbeit gut ist, 22 Prozent bezeichneten diese jedoch als eher schlecht bis schlecht. Zur Zu-
sammenarbeit mit dem Risikomanagement haben aber deutlich weniger Befragte eine Angabe ge-
macht (n=206) als zu den übrigen Stellen, so dass diese Zusammenarbeit wahrscheinlich nicht für 
alle Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher im Alltag relevant ist. 
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Abbildung 9: Wie gut ist die Zusammenarbeit mit folgenden Stellen? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

6.4 Dokumentation und Berichterstattung 

Die Dokumentation von Anfragen und Beschwerden ist wichtig, um die Arbeit und Relevanz der Pa-
tientenfürsprache sichtbar zu machen. Gleichzeitig ist sie Voraussetzung dafür, dass Einrichtungen 
und ihre Mitarbeitenden auf Probleme und Missstände aufmerksam gemacht werden und Verbesse-
rungen im Sinne der Patientinnen und Patienten umgesetzt werden können. Dies ist insbesondere 
dann relevant, wenn es sich um sicherheitsrelevante Ereignisse im Krankenhaus handelt. Der Adres-
sat der Berichtserstattung sollte daher in erster Linie die Leitung der Einrichtungen und ggf. ihrer 
Abteilungen sein, die für die Versorgung der Patientinnen und Patienten zuständig sind. Daneben 
kommen übergeordnete Stellen in Betracht wie etwa der Krankenhausträger oder die Kommunal- 
oder Landesverwaltung, sofern diese Aufsichtsfunktionen wahrnehmen. Auch eine Veröffentlichung 
der Daten ist denkbar, wenn es darum geht, die Sichtbarkeit der Patientenfürsprache zu erhöhen 
und Transparenz im Sinne des Patientenwohls zu schaffen.  
 
Kernbefunde: 

Über zwei Drittel der Befragten dokumentieren alle Anfragen und Beschwerden (71 %). Sieben Pro-
zent gaben an, dass Anfragen und Beschwerden bislang nicht von ihnen dokumentiert werden. 
Einundzwanzig Prozent dokumentieren ausgewählte Anfragen und Beschwerden, ohne dass es ei-
nen Anspruch auf Vollständigkeit gibt.  
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Von den Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern, die eine vollständige oder doch zumindest 
teilweise Dokumentation anlegen (n=323), nutzen 76 Prozent diese mindestens einmal jährlich als 
Grundlage für die Erstellung eines Berichtes. Hierbei zeigt sich, dass in Bundesländern, in denen die 
Patientenfürsprache im LKHG verankert ist, Berichte dieser Art deutlich häufiger (89 %) erstellt wer-
den als in Bundesländern ohne gesetzliche Regelung (62 %) oder eine Regelung nur im PsychKG 
(57 %). 

Als Stellen, die Einsicht in den Bericht erhalten, wurde insbesondere die Krankenhausleitung ge-
nannt (79 %). Knapp über die Hälfte gab an, dass der Bericht dem Qualitäts-, Beschwerde- oder Risi-
komanagement zukommt (51 %). Öffentliche Stellen bzw. Behörden wurden zu 41 Prozent, der 
Krankenhausträger zu 23 Prozent als Empfänger der Berichte genannt. Die Veröffentlichung des Be-
richts im Internet wurde von 9 Prozent ausgewählt (Abbildung 10).  

Abbildung 10: Welche Stellen erhalten Einsicht in den Bericht 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

31 Prozent gaben an, sicherheitsrelevante Ereignisse an ein Critical Incident Reporting System 
(CIRS) im Krankenhaus zu melden. Eine große Mehrheit (69 %) meldet solche Ereignisse nicht. Wie 
dieser Unterschied zustande kommt, ist unklar. Möglich ist, dass die Befragten keinen Zugang zum 
System haben oder dass solche Fälle nicht an sie herangetragen bzw. von ihnen an das Beschwerde- 
oder Qualitätsmanagement weitergeleitet werden.  

37 Prozent nutzen das Feedback der Patientinnen und Patienten, um ihre Tätigkeit als Patientenfür-
sprecherin bzw. -fürsprecher weiterzuentwickeln. 63 Prozent gaben an, dies nicht zu tun. Rückmel-
dungen zum eigenen Vorgehen ermöglichen, den Bedarf an Patientenfürsprache im Kontext des je-
weiligen Krankenhauses zu verstehen und das eigene Angebot bzw. die eigenen Arbeitsweisen an-
zupassen und zu verbessern.   



 

30 
 

6.5 Inanspruchnahme und Bearbeitung 

Patientenfürsprechende sollen Patientinnen und Patienten insbesondere darin unterstützen, ihre 
Patientenrechte wahrzunehmen, bei Problemen im Krankenhaus zu vermitteln und der Klinikleitung 
bzw. dem Klinikträger Rückmeldung zu Verbesserungspotenzialen zu geben. Im Allgemeinen sollen 
Patientenfürsprecherinnen und –fürsprecher jedoch nicht medizinisch beraten oder Patientinnen 
und Patienten in Rechtsfragen vertreten. Darauf weist auch der Leitfaden der Bundesregierung hin. 

In den geführten Fachgesprächen wurden die Inhalte der Patientenfürsprache unterschiedlich cha-
rakterisiert: Einerseits wurde die Einschätzung artikuliert, dass die Patientenfürsprache sich eher 
den weniger bedeutenden („kleinen“) Themen widme, während die „großen“ Themen - etwa Prob-
leme der medizinischen Versorgung - Sache des Beschwerde- oder Qualitätsmanagements seien. 
Andererseits wurde auch argumentiert, dass die Patientenfürsprache nur ein Kanal unter mehreren 
sein soll, über den Anfragen und Beschwerden artikuliert und an das Krankenhaus weitergegeben 
werden sollen.  

Kernbefunde: 

Auf Grundlage der Online-Befragung kann die Rolle der Patientenfürsprache folgendermaßen präzi-
siert werden: Fast alle Befragten gaben übereinstimmend an, dass die Patientenfürsprache einen 
wesentlichen Beitrag dazu leistet, Patientinnen und Patienten bei Problemen im Krankenhaus zu 
unterstützen (Abbildung 11). Auch die Lösung von Konflikten bzw. Auflösung von Missverständnis-
sen zwischen dem Krankenhauspersonal und Patientinnen und Patienten (97 %), das Verhindern von 
Eskalationen von Konflikten (87 %) und das Weiterleiten von Verbesserungsvorschlägen an das 
Krankenhauspersonal (86 %) wurden von jeweils einer überwiegenden Mehrheit als wichtige Bei-
träge („Trifft voll und ganz zu“ und „Trifft eher zu“) der Patientenfürsprache benannt. Etwas weniger 
häufig, jedoch immer noch mehrheitlich, wurden die Unterstützung des Krankenhauses bei der Ver-
besserung seiner Organisation und Prozesse (79 %) und die Information von Patientinnen und Pati-
enten sowie ihren Angehörigen über ihre Patientenrechte (70 %) genannt. 
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Abbildung 11: Worin liegt aus Ihrer Sicht Ihr wesentlicher Beitrag als Patientenfürsprecherin bzw. Pati-

entenfürsprecher? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Danach gefragt, warum und wie häufig sich Patientinnen und Patienten bzw. ihre Angehörigen sich 
an sie wenden, gaben 80 Prozent an, dass diese häufig bis eher häufig auf Probleme und Missstände 
im Krankenhaus hinweisen möchten (Abbildung 12). Knapp 30 Prozent meinten, dass sie häufig bis 
eher häufig angesprochen werden, um Verbesserungsvorschläge, aber auch Lob weiterzuleiten. Al-
lerdings werden Patientenfürsprecherinnen und -sprecher auch auf medizinische Themen hin ange-
sprochen, etwa weil sich Patientinnen und Patienten medizinisch falsch behandelt fühlen (35 % ga-
ben dies als häufig oder eher häufig an) oder weil sie Fragen zu Inhalt oder Ablauf (32 %) oder zum 
Ergebnis einer Behandlung haben (19 %).  
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Abbildung 12: Warum und wie häufig wenden sich Patientinnen und Patienten bzw. ihre Angehörigen 

an Sie? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Auf die Frage, welche Themen häufig Anlass für Anfragen und Beschwerden sind, gaben die Patien-
tenfürsprecherinnen und -fürsprecher mehrheitlich an, dass Probleme rund um Information und 
Kommunikation häufig oder eher häufig Anlässe für die Kontaktaufnahme sind (78 %) sowie Freund-
lichkeit und Umgangsformen des Krankenhauspersonals (64 %) und Aspekte der Organisation von 
Untersuchungsterminen einschließlich Wartezeiten (63 %).  

Allerdings gab fast die Hälfte der Befragten auch an, dass Themen der ärztlichen Versorgung (49 %) 
und der pflegerischen Versorgung (48 %) häufig oder eher häufig den Anlass für Anfragen oder Be-
schwerden darstellen.  
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Abbildung 13: Wie häufig sind folgende Themen Anlass für Anfragen oder Beschwerden? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Zwangsmaßnahmen im Krankenhaus wurden von 9 Prozent als häufiger bzw. eher häufiger Anlass 
zur Kontaktaufnahme identifiziert. Hier unterscheiden sich die Angaben von Patientenfürspreche-
rinnen und -fürsprechern, die in Einrichtungen der Psychiatrie tätig sind, deutlich von denen ihrer 
Kolleginnen und Kollegen in Einrichtungen der Somatik. Während die Hälfte der in psychiatrischen 
Krankenhäusern tätigen Patientenfürsprechenden angab, dass Zwangsmaßnahmen häufig oder e-
her häufig Anlass für Anfragen und Beschwerden darstellen (50 %), lag der Anteil der nur in somati-
schen Krankenhäusern tätigen bei nur 2 Prozent. Von Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern, 
die in Einrichtungen tätig sind, die körperliche und psychiatrische Erkrankungen behandeln, wurden 
Zwangsmaßnahmen von 12 Prozent als häufiger oder eher häufiger Anlass genannt. Bei diesen Er-
gebnissen ist zu beachten, dass die Gesamtzahl der Teilnehmenden in der Psychiatrie deutlich gerin-
ger ist als in der Somatik (Psychiatrie n=31, Somatik n=159, Psychiatrie und Somatik n=68).  

Die Mehrheit der Befragten gab an, dass Anfragen und Beschwerden häufig oder eher häufig von 
Patientinnen und Patienten (79 %) bzw. von Angehörigen, Freunden und Bekannten der Patientin 
bzw. des Patienten (66 %) an sie herangetragen werden. Neun Prozent werden aber auch häufig o-
der eher häufig von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Krankenhauses angesprochen.  



 

34 
 

Danach befragt, auf welche Art und Weise sie Anfragen bearbeiten, gab eine große Mehrheit der 
Befragten an, dass sie eher häufig bis häufig Gespräche mit den Patientinnen und Patienten bzw. 
deren Angehörigen führen (86 %) und Zusatzinformationen für sie einholen z.B. über die Station o-
der das Personal (75 %). Gemeinsame Gespräche mit den Beschwerdeführern und ärztlichem Perso-
nal bzw. der Krankenhausleitung (45 %) und Gespräche mit der Krankenhausverwaltung oder- direk-
tion (34 %) wurden seltener als häufig benannt. Die überwiegende Mehrheit gab an, dass sie nur sel-
ten oder nie auf eine externe Beratungs- oder Beschwerdestelle verweisen, zum Beispiel zur Rechts-
beratung oder Ärztekammer (Abbildung 14).  

Abbildung 14: Wie häufig werden Anfragen auf folgende Art und Weise bearbeitet? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Einer Mehrheit zufolge werden Anfragen eher häufig bis häufig innerhalb einer Woche bearbeitet 
(76 %). Über die Hälfte gab an, dass Anfragen häufig in ein bis unter zwei Wochen bearbeitet werden 
(54 %). Längere Bearbeitungszeiträume von zwei bis vier Wochen oder mehr als vier Wochen wur-
den nur selten benannt.  
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Die befragten Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher gaben mit jeweils großer Mehrheit an, 
dass sie häufig Patientinnen und Patienten bzw. ihren Angehörigen Rückmeldung zum Ergebnis ih-
rer Bearbeitung (83 %) und zum Stand der Bearbeitung ihrer Anfrage (81 %) geben.  

6.6 Sichtbarkeit und Erreichbarkeit 

Voraussetzung für die Wirksamkeit der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher im Sinne der 
Patienten ist ihre Sichtbarkeit und Erreichbarkeit im Krankenhaus. Wenn Patientinnen und Patien-
ten oder ihre Angehörigen nicht wissen, dass es die Patientenfürsprache gibt oder die entsprechen-
den Amtsträger nicht erreichen und auffinden können, dann kann die Fürsprache auch nicht in An-
spruch genommen werden.  

Hier ist die Frage, mit welchen Mitteln die Erreichbarkeit und Sichtbarkeit im Krankenhaus am bes-
ten gewährleistet werden können. Im Fokus stehen Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Ver-
netzung mit den relevanten Abteilungen des Krankenhauses. Diese liegen vor allem in der Verant-
wortung der Krankenhäuser. Diese müssen die Patientenfürsprache unterstützen, damit sie wirksam 
sein kann. Sowohl die Vorgespräche als auch die Fokusgruppen, die im Rahmen dieser Studie durch-
geführt wurden, ergaben, dass es in diesem Bereich keine gemeinsamen Standards und in der Praxis 
eine enorme Bandbreite an vorhandenen bzw. nicht vorhandenen Aktivitäten gibt.  

Ein weiterer Aspekt der Erreichbarkeit ist die Präsenz der Patientenfürsprecherinnen und -fürspre-
cher im Krankenhaus, auch im Rahmen der Möglichkeiten durch das Ehrenamt. Teilnehmende der 
Fokusgruppen wiesen darauf hin, dass der Zeitaufwand für die Patientenfürsprache begrenzt sein 
muss, damit diese im – in wesentlichen unbezahlten – Ehrenamt geleistet werden kann.  

Kernbefunde: 

Die meisten befragten Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher gaben an (87 %), dass Patientin-
nen und Patienten durch Informationen auf der Website des Krankenhauses auf sie aufmerksam 
werden. Eine Mehrheit gab zudem an, dass Flyer, Visitenkarten, Aushänge o. Ä. (63 %) als Informati-
onsquelle genutzt werden, und dass das Krankenhauspersonal Patientinnen und Patienten an die 
Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher weiterleitet (61 %). Aushänge auf den Stationen oder 
Informationen im Eingangsbereich des Krankenhauses werden von 60 Prozent bzw. 54 Prozent ge-
nannt. Weniger als die Hälfte (42 %) gab an, dass Informationen, die bei einer stationären Aufnahme 
zur Verfügung gestellt werden, auf ihr Angebot aufmerksam machen. 
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Abbildung 15: Wie werden Patientinnen und Patienten auf Sie und Ihr Angebot aufmerksam? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher sind im Median 3 Stunden pro Woche (Mittelwert: 4,3 
Stunden) tätig. Knapp zwei Drittel bieten feststehende Sprechzeiten für Patientinnen und Patienten 
an, die im Median zwei Stunden pro Woche betragen (Mittelwert: 3,5 Stunden). Im Median bieten 
sie an einem Tag in der Woche (Mittelwert: 1,5 Tage) Sprechzeiten an. Die Patientenfürsprecherin-
nen und -fürsprecher erhalten im Median 25 Anfragen und Beschwerden im Jahr (Mittelwert: 64 An-
fragen und Beschwerden).  

Bei längeren Abwesenheiten gaben 54 Prozent an, eine Vertretung zu haben. Das bedeutet, dass 
knapp die Hälfte keine Vertretung hat. Generell sind die meisten Patientenfürsprecherinnen 
und -fürsprecher telefonisch (94 %) und per E-Mail (90 %) für die Patientinnen und Patienten zu er-
reichen. Darüber hinaus sind 61 Prozent an einem eigenen Arbeitsplatz im Krankenhaus und 52 Pro-
zent auf den Stationen zu erreichen (Abbildung 16).  
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Abbildung 16: Wie sind Sie für Patientinnen und Patienten generell zu erreichen? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Die Corona-Pandemie zeigt sichtbare Auswirkungen auf die Erreichbarkeit der Patientenfürspreche-
rinnen und -fürsprecher. Nur etwas weniger als die Hälfte (46 %) gab an, dass sich ihre Erreichbarkeit 
vor Ort im Krankenhaus nicht geändert hat. Rund ein Drittel arbeitete zum Zeitpunkt der Befragung 
häufiger von zu Hause aus. 

6.7 Ausstattung im Krankenhaus 

Auch die materielle Ausstattung der Patientenfürsprache ist eine wichtige Voraussetzung dafür, 
dass sie von Patientinnen und Patienten in Anspruch genommen werden kann. Sie beeinflusst die 
Erreichbarkeit und die Möglichkeiten, Anfragen und Beschwerden zu effektiv bearbeiten. Wenn Pa-
tientinnen und Patienten bzw. ihre Angehörigen insbesondere telefonisch oder über E-Mail Kontakt 
aufnehmen, ist eine entsprechende Infrastruktur unerlässlich. Vorgespräche und Fokusgruppen wie-
sen darauf hin, dass die Art der Ausstattung der Patientenfürsprache hochvariabel ist, und viele sa-
hen die Krankenhäuser in der Pflicht diese Ausstattung bereitzustellen. Kontrovers behandelt wurde 
das Vorhandensein eines Diensthandys, dass von manchen als hilfreich, von anderen als Verpflich-
tung verstanden wurde, zeitlich unbegrenzt zur Verfügung zu stehen.  

Kernbefunde: 

Auf Grundlage der Befragung gibt sich folgendes Bild zur Ausstattung der Patientenfürsprecherin-
nen und -sprecher. Gefragt nach der materiellen Ausstattung, die im Krankenhaus zur Verfügung 
gestellt wird, gaben 74 Prozent der Antwortenden an, ein eigenes Postfach bzw. einen Briefkasten 
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im Krankenhaus zu haben (Abbildung 17). Bei 72 Prozent gehört ein Telefon, bei 49 Prozent ein An-
rufbeantworter und bei 24 Prozent ein Diensthandy zur Ausstattung. Außerdem haben 69 Prozent 
einen Internetzugang und 60 Prozent einen Dienstcomputer.  

Abbildung 17: Welche materielle Ausstattung wird Ihnen als Patientenfürsprecherin bzw. -fürsprecher 

im Krankenhaus zur Verfügung gestellt? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Einen festen Arbeitsplatz gaben 62 Prozent der antwortenden Patientenfürsprecherinnen und -für-
sprecher an, wobei es sich bei diesem in zwei Drittel der Fälle um ein eigenes Büro handelt. Von die-
sen ist in 86 Prozent der Fälle das Büro barrierefrei zu erreichen. 80 Prozent meinten, dass ihr Büro 
leicht auffindbar ist.  

Geprüft wurde, ob ein Zusammenhang zwischen verschiedenen Aspekten der Ausstattung und der 
Zahl der im Fragebogen dokumentierten Anfragen und Beschwerden besteht. Dabei hat sich ge-
zeigt, dass Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher, die einen festen Arbeitsplatz im Kranken-
haus haben, durchschnittlich mehr Anfragen und Beschwerden im Jahr bearbeiten (18 pro 100 Kran-
kenhausbetten) als solche ohne festen Arbeitsplatz (9 pro 100 Krankenhausbetten). Dabei wurde die 



 

39 
 

Größe des Krankenhauses über die Anzahl der vorhandenen Betten in die Berechnung mit einbezo-
gen. Auf die Kausalität und Richtung des Zusammenhangs kann jedoch allein aufgrund der Befra-
gungsergebnisse nicht geschlossen werden. Möglich ist auch, dass Patientenfürsprechende in Kran-
kenhäusern, die ein erhöhtes Aufkommen an Anfragen und Beschwerden haben, häufiger vor Ort 
sind und daher mit höherer Wahrscheinlichkeit einen festen Arbeitsplatz haben.  

6.8 Fortbildung und externe Vernetzung 

Der Leitfaden der Bundesregierung sieht vor, dass Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher an 
Aus-, Fort- und Weiterbildungen teilnehmen sollen, um für ihre Aufgaben gerüstet zu sein, und dass 
die Krankenhäuser ihnen die Mittel dazu zur Verfügung stellen sollen. Darüber hinaus ist in nur weni-
gen Bundesländern der Zugang zu kostenfreien Fort- und Weiterbildungen im Landesrecht veran-
kert (z. B. Niedersachsen, Sachsen-Anhalt). In den Fachgesprächen wurden Aus-, Fort- und Weiter-
bildung als entscheidende Voraussetzung für eine gute Qualität und Wirksamkeit der Patientenfür-
sprache angesehen und deutlicher Bedarf für eine Weiterentwicklung des bereits vorhandenen An-
gebots gesehen. In den Fokusgruppen wurde deutlich, dass in manchen Bundesländern bereits ein 
gut strukturiertes, umfassendes Angebot an Einführungs- und Weiterbildungsangeboten vorhanden 
ist. Allerdings trifft das nicht auf alle Bundesländer zu, so dass auf einen zum Teil erheblichen unge-
deckten Bedarf hingewiesen wurde.   

Auch die externe Vernetzung kann einen Beitrag leisten, dass Patientenfürsprecherinnen und -für-
sprecher in der Ausübung ihres Amts unterstützt werden. Insbesondere die Teilnahme an lokalen, 
regionalen oder überregionalen Netzwerken, Gremien und Arbeitskreisen kann wertvolle Informati-
onen liefern und zur Verbreitung von Standards und Erfahrungswerten beitragen. Voraussetzung 
dafür ist, dass diese Strukturen in den jeweiligen Kreisen und Regionen vorhanden sind, Patienten-
fürsprecherinnen und -fürsprechern von diesen erfahren und leichten Zugang haben.  

Kernbefunde: 

Die Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher, die an der Befragung teilgenommen haben, gaben 
zu 58 Prozent an, in ihrer Rolle bereits an Fort- oder Weiterbildungen teilgenommen zu haben. Am 
häufigsten wurden Fort- oder Weiterbildungen zum Thema Patientenrechte und weitere gesetzliche 
Grundlagen in Anspruch genommen (73 %). Mehr als die Hälfte besuchten Fort- bzw. Weiterbildun-
gen zu sozialen Kompetenzen z. B. Gesprächsführung, Mediation, Konfliktmanagement (56 %) oder 
zu Zielen und Grenzen der Patientenfürsprache (52 %). Dahingegen haben 42 Prozent der Patien-
tenfürsprecherinnen und -fürsprecher bislang keine Fort- oder Weiterbildungen wahrgenommen. 
Etwa ein Drittel von ihnen zeigte auf, diesbezüglich Bedarf zu haben. 

Gefragt nach den Fort- oder Weiterbildungen, an denen die Patientenfürsprecherinnen und -fürspre-
cher interessiert sind, zeigt sich ein breites Spektrum an Themen (siehe Abbildung 18). Interessant 
ist, dass der meistgenannte Bedarf die Klärung der Ziele und Grenzen der Patientenfürsprache ist 
(54 %). Die Vermutung liegt nahe, dass sich Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher mehr Infor-
mationen über die Ausgestaltung ihrer Rolle wünschen. 
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Abbildung 18: An welchen Fort- oder Weiterbildungen wären Sie interessiert?  

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Fast die Hälfte der Befragten gab an, dass sie an regionalen Netzwerken und Veranstaltungen zur 
Patientenfürsprache teilnehmen (46 %) (Abbildung 19). Deutlich weniger nehmen an solchen Veran-
staltungen auf Landes- oder kommunaler Ebene teil. Im Bundesband Patientenfürsprecher in Kran-
kenhäusern sind 16 Prozent der Befragten Mitglied. Von den in der Psychiatrie tätigen Befragten 
tauschen sich etwa ein Fünftel mit der Berufskommission14 aus (22 %). Diese Ergebnisse bedeutet 
allerdings auch, dass sich ein relativ hoher Anteil an Patientenfürsprecherinnen und -fürsprechern in 
diesen Gremien nicht engagiert oder hier keinen Zugang hat.  

 
14 Die Besuchskommission ist eine Kontrollinstanz für psychiatrischer Einrichtungen, deren Aufgabe es ist, Missstände und strukturelle 
Definite in der Versorgung aufzudecken und zu überprüfen, ob die Behandlung und Betreuung psychisch kranker Menschen den gesetzli-
chen Anforderungen entspricht und ihre Recht wahrt. In den Bundesländern sind die Berufskommissionen in den entsprechenden Geset-

zen (z.B. PsychKG) verankert.  
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Abbildung 19: Welche Aktivitäten zum Austausch und zur Vernetzung nehmen Sie wahr? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

6.9 Wünsche zur Stärkung der Patientenfürsprache 

Auf die Frage, welche Vorschläge sie zur Stärkung der Patientenfürsprache begrüßen würden, gab 
über die Hälfte der Befragten an, sich ein erhöhtes Fort- und Weiterbildungsangebot (55 %) und bes-
sere Sichtbarkeit und Vernetzung im Krankenhaus (54 %) zu wünschen (Abbildung 19). Etwa ein 
Drittel sprachen sich für eine bessere strukturelle Anbindung im Krankenhaus (37 %) und eine ver-
besserte politische Sichtbarkeit und Einbindung in Gremien außerhalb des Krankenhauses (34 %) 
aus. Vergütung und Ausstattung wurden dagegen nur von etwa einem Fünftel genannt.  
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Abbildung 20: Welche Vorschläge begrüßen Sie, um die Patientenfürsprache zu stärken? 

 

Basis n in Klammern 

Eigene Darstellung Prognos AG Quelle: Online-Befragung der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2022 

Auch die Teilnehmenden der Fokusgruppen bekräftigten die Bedeutung guter Fort- und Weiterbil-

dungsangebote. Diese seien bislang in einigen Bundesländern bzw. Bezirken gut etabliert und er-

reichbar, jedoch trifft das nicht auf alle Länder zu. Teilnehmende in Fachgesprächen und Fokusgrup-

pen wiesen ebenfalls darauf hin, dass die Sichtbarkeit und Vernetzung im Krankenhaus ebenso wie 

eine gute strukturelle Anbindung, einschließlich Zugang zur Klinikleitung, wesentlich für die Wirk-

samkeit der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher sind.  
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7 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen 

Die vorliegende Studie stellt die erste bundesweite Bestandsaufnahme der Patientenfürsprache in 
deutschen Krankenhäusern vor. Sie untersucht das Vorhandensein und die Verteilung der Patienten-
fürsprache in den Krankenhäusern und Bundesländern, die sie betreffenden gesetzlichen Vorgaben, 
ihre organisatorische Ausgestaltung im Krankenhaus und Arbeitsweisen als Bedingung für ihre Inan-
spruchnahme und Wirksamkeit.  

Die Auswertung der Qualitätsberichte aus dem Jahr 2020 zeigt, dass es einen klaren Zusammen-
hang gibt zwischen dem Vorhandensein von gesetzlichen Vorgaben in den Bundesländern und dem 
Anteil der Krankenhäuser, die im Qualitätsbericht angeben, dass sie eine Patientensprecherin bzw. 
einen -fürsprecher beschäftigen. Zwar gibt es auch Bundesländer, die einen relativ hohen Anteil an 
freiwillig bestellten Patientensprechenden haben, doch das Gesamtbild zeigt einen deutlichen 
Trend, der auf die Wirksamkeit von gesetzlichen Vorschriften in diesem Bereich hinweist. Um eine 
weitere Verbreitung der Patientenfürsprache zu erreichen, empfiehlt es sich, entweder auf eine bun-
deseinheitliche Regelung oder auf eine Angleichung der gesetzlichen Grundlagen zwischen den 
Bundesländern hinzuwirken.  

Die Auswertung zeigt ferner, dass private Krankenhäuser seltener als Krankenhäuser in freigemein-
nütziger oder öffentlicher Trägerschaft Patientenfürsprache anbieten. Auch hier könnten gesetzli-
che Regelungen dazu beitragen, die Erwartungen an die Krankenhäuser zu verdeutlichen und das 
Vorhandensein der Patientenfürsprache für Patientinnen und Patienten zu normalisieren.  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Patientenfürsprache ganz überwiegend im Ehrenamt 
erbracht wird, die von vielen Akteuren als zentrale Voraussetzung für die unabhängige Ausübung 
des Amtes verstanden wird. Acht Prozent der Befragten (8 %) gaben aber auch an, sich in einem An-
gestelltenstatus zu befinden. Hier wäre eine Klärung der Erwartungen an die Patientenfürsprache 
hilfreich.  

Gleichzeitig trifft die Patientenfürsprache auf unterschiedliche organisatorische Rahmenbedingun-
gen in den Krankenhäusern. Die Befragung zeigt, dass Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 
unterschiedlichen Abteilungen zugeordnet werden, ein größerer Anteil auch direkt der Klinikleitung. 
Der direkte Zugang zur Klinikleitung wurde insbesondere in den Fokusgruppen als wesentlich für die 
Wirksamkeit der Patientenfürsprache herausgestellt. Eine nicht unbedeutende Minderheit ist bis-
lang überhaupt keiner Stelle zugeordnet. Auch wenn sich daraus keine Aussage über die Wirksam-
keit der Patientenfürsprache unmittelbar ableiten lässt, stellt sich die Frage, ob Patientenfürspre-
cherinnen und -fürsprecher immer die Bedingungen vorfinden, die ihnen im Krankenhaus hinrei-
chend Gehör und Status verschaffen, die ihnen ermöglichen, sich für Patientinnen und Patienten ef-
fektiv einsetzen zu können.  

Die Gewährleistung der Sichtbarkeit, Erreichbarkeit und Ausstattung als Voraussetzung für eine 
wirksame Inanspruchnahme der Patientenfürsprache liegen insbesondere in der Verantwortung der 
Krankenhäuser. Maßnahmen, die von Seiten der Krankenhäuser ergriffen werden, um die Sichtbar-
keit und Erreichbarkeit der Patientenfürsprechenden zu gewährleisten, variieren stark in den Anga-
ben der Befragten. Das Gleiche gilt für die Ausstattung, die Patientenfürsprecherinnen und -fürspre-
cher im Krankenhaus zur Verfügung steht. Diese gaben überwiegend an, dass Telefon und E-Mail 
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die Kommunikationswege sind, über die sie am häufigsten angefragt und erreicht werden. Demnach 
sollte vorausgesetzt werden können, dass Patientenfürsprechende mindestens mit einem Telefon, 
einem Dienstrechner, einer E-Mail-Adresse und Internetzugang ausgestattet sind. Hier ist zu erwä-
gen, Vorgaben oder Handreichungen dahingehend zu präzisieren, dass ein Standard an Maßnah-
men etabliert wird, die Patientenfürsprechende ebenso wie Patientinnen und Patienten im Kranken-
haus erwarten können.  

Die Ergebnisse der Befragung weisen auch darauf hin, dass es einen deutlichen Bedarf an Fort- und 
Weiterbildung, aber auch an Informationen zur Vorbereitung auf das Amt gibt. Diese betreffen vor 
allem Themen, die spezifisch für die Patientenfürsprache (und das Beschwerdemanagement) sind, 
etwa die Vermittlung der Ziele und Grenzen der Patientenfürsprache, die Einführung in die Patien-
tenrechte und die Weiterentwicklung sozialer Kompetenzen, die in der Patientenfürsprache ver-
stärkt gefordert werden und entscheidend für ihre Wirksamkeit sind. Dazu sollten auch Angebote 
zum fachlichen Austausch und zur psychologischen Unterstützung gehören, auf die Patientenfür-
sprechende in besonders schwierigen oder belastenden Fällen zurückgreifen können. Solche Ange-
bote existieren in einigen Bundesländern und Kommunen, doch bislang sind sie nicht flächende-
ckend vorhanden.  

Hier empfiehlt es sich, bereits vorhandene Handreichungen und Curricula zusammenzuführen und 
auf ihrer Grundlage eine konsolidierte, umfassende Materialsammlung für die Aus-, Fort- und Wei-
terbildung zusammenzustellen, die bundesweit verfügbar und leicht auffindbar ist. Daneben sollten 
– wo noch nicht vorhanden - kommunale, regionale oder überregionale Netzwerke aufgebaut wer-
den, über die sich Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher austauschen und vernetzen können. 
Auch hier gibt es bereits vielfältige Initiativen und Aktivitäten, aber keinen einheitlichen Rahmen 
und keine bundesweite Verfügbarkeit.  

Ein vorletzter Punkt ist die Verpflichtung zur Dokumentation und Berichterstattung. Diese wurden 
in den Fokusgruppen zum Teil kontrovers besprochen, auch weil damit die Patientenfürsprache auf 
eine verpflichtende Arbeitsweise festgelegt wird. Hier wird ein Mindeststandard angeregt, der in 
Absprache mit den jeweiligen Adressaten von Dokumentation und Berichten abgestimmt und an 
ihre Bedürfnisse angepasst werden sollte.  

Auch das Thema Aufwandsentschädigung wird in der Studie thematisiert. Allerdings ergibt sich hier 
kein einheitliches Bild eines Regelungsbedarfs. Einerseits gibt es Beispiele kommunaler Regelungen, 
die eine bestimmte, zum Teil abgestufte Vergütung vorschreiben. Andererseits wird die Möglichkeit 
zur individuellen Absprache zwischen Krankenhaus und Patientenfürsprechen von vielen als ange-
messen und akzeptiert angesehen.  

Abschließend ist zusammenzufassen, dass die Verankerung in den Landesgesetzen helfen sollte, die 
Erwartungen an die Patientenfürsprache zu konkretisieren, insbesondere auch gegenüber Kranken-
häusern, und gemeinsame Standards zu etablieren. Allerdings ist es auch wichtig, den bislang ge-
wachsenen Strukturen Rechnung zu tragen und die Möglichkeiten und Grenzen des Ehrenamts zu 
beachten. In diesem Sinne sollte eine Balance zwischen gesetzlichen Vorgaben und empfehlenden 
Mindeststandards bzw. Leitlinien angestrebt werden.  
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Anhang 

Im Rahmen dieser Studie wurden auch Beispiele der Patientenfürsprache im Ausland recherchiert. 
Die Ergebnisse aus den Niederlanden, Österreich und dem Vereinigten Königreich (England) zeigen, 
dass die Themen Patientenrechte und Beschwerdemöglichkeiten auch international Relevanz ha-
ben, jedoch zu unterschiedlichen Vorgehensweise und Modellen geführt haben. Die Beispiele zei-
gen, dass die Wahrung der Patientenrecht insbesondere – jedoch nicht ausschließlich – in der Psy-
chiatrie zur Einführung von verbindlichen Maßnahmen zu ihrer Stärkung geführt hat. Im Unter-
schied zur deutschen Patientenfürsprache wurde in den Niederlanden eine Stiftungslösung gewählt, 
die die Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher in die Krankenhäuser entsendet und auf diese 
Weise ihre organisatorische Unabhängigkeit garantiert. Ein ähnliches Modell wird durch den Verein 
der Patientenombudsmänner und -frauen in Schleswig-Holstein umgesetzt. Das Beispiel der Patien-
tenanwälte in Österreich zeigt, wie ein weitgehend flächendeckendes Angebot auch auf der Grund-
lage föderaler Strukturen geschaffen werden kann. Anders als die deutsche Patientenfürsprache 
liegt ein Schwerpunkt der Patientenanwaltschaft jedoch auch auf der Konfliktlösung und ggf. Kom-
pensation in Fällen von Behandlungsfehlern. Gemeinsam ist hier, dass eine gütliche Lösung ange-
strebt wird, um Konflikte im Sinne aller Beteiligten zu deeskalieren oder ganz zu vermeiden bei 
gleichzeitiger Stärkung der Position des Patienten. 

Niederlande 

Seit 1995 ist jede Einrichtung der Gesundheitsversorgung dazu verpflichtet, eine Möglichkeit der Be-
schwerdestellung anzubieten.15 Das Recht auf Beschwerde von Patientinnen und Patienten ist 2016 
durch das Pflegequalitäts-, Beschwerde- und Schlichtungsgesetz (Wkkgz) aktualisiert worden.16  

Alle Leistungserbringer, einschließlich Krankenhäuser, sind verpflichtet eine Beschwerdebeauf-
tragte (Klachtenfunctionarisse) bereitzustellen, deren Anrufung für Patientinnen und Patienten kos-
tenlos ist. Beschwerdebeauftragte nehmen Beschwerden entgegen und vermitteln mit dem Ziel 
eine einvernehmliche Lösung herbeizuführen. Zudem informieren sie Patientinnen und Patienten 
über ihre Rechte und die verschiedenen Beschwerdewege. Sie melden den Krankenhäusern ihre Er-
fahrungen, um auf strukturelle oder organisatorische Missstände hinzuweisen und tragen so zur 
Qualitätsverbesserung bei. Die Funktion des Beschwerdebeauftragten kann intern vergeben oder 
extern hinzugekauft werden.17 

Seit 2017 muss jeder Leistungserbringer einer Schlichtungsstelle angehören. Diese werden von Pati-
entenorganisationen oder Gesundheitsdienstleistern eingerichtet und vom Ministerium für Gesund-
heit, Wohlfahrt und Sport (VWS) anerkannt. Darüber hinaus können Krankenhäuser (und andere 
große Einrichtungen) eine Beschwerdekommission (Klachtenkommissie) einsetzen. Diese ist freiwil-

 
15 Schenk, Sonja (2016): Ehrenamtliche Patientenfürsprecher an Krankenhäusern. In: Pundt, Johanne (Hrsg.): Patientenorientierung: 

Wunsch oder Wirklichkeit? Apollon University Press. S. 97-116. 
16 Wet kwaliteit, klachten en geschillen zorg (Wkkgz) (2021): https://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/kwaliteit-van-de-zorg/wet-kwali-
teit-klachten-en-geschillen-zorg.  
17 Centraal Bureau Klachtenmanagement in de Zorg, CBKZ (2021): Externe klachtenfunctionaris op afroep. https://www.cbkz.nl/klachten-
functionaris/. 

https://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/kwaliteit-van-de-zorg/wet-kwaliteit-klachten-en-geschillen-zorg
https://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/kwaliteit-van-de-zorg/wet-kwaliteit-klachten-en-geschillen-zorg
https://www.cbkz.nl/klachtenfunctionaris/
https://www.cbkz.nl/klachtenfunctionaris/
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lig und besteht meist aus drei Mitgliedern. Wenn die Beschwerdekommission eine Beschwerde an-
nimmt, kann sie die Krankenhausleitung schriftlich auffordern binnen drei Wochen auf die Be-
schwerde einzugehen, um zu dem Sachverhalt Stellung zu beziehen. Die Beschwerdekommission 
kann auch mündliche Anhörungen durchführen, um einen Sachverhalt zu klären. Abschließend wird 
eine Empfehlung ausgesprochen, auf die das Krankenhaus reagieren muss.18  

Alternativ können sich Beschwerdeführer auch an eine Schlichtungsstelle wenden. Diese Verfahren 
sind jedoch aufwändiger und formaler. Fälle, die vor eine Schlichtungsstelle gehen, sind berichts-
pflichtig. Daher haben Krankenhäuser einen Anreiz, eine eigene Kommission einzurichten, um Be-
schwerden intern zu bearbeiten und Probleme vor Ort zu lösen.  

Beschwerdebeauftragte im Gesundheitswesen haben ihren eigenen Berufsverband (Vereniging Van 
Klachtenfunctionarissen In Instellingen Voor Gezondheitszorg, VKIG). Der Verband hat das Berufs-
bild der Beschwerdebeauftragten maßgeblich weiterentwickelt. Zudem bietet er Maßnahmen zur 
Aus- und Weiterbildung sowie Rechtsberatung an. Beschwerdebeauftragte können sich registrieren 
und zertifizieren lassen.19 Zusammen mit anderen Verbänden hat der VKIG auch ein Muster-Be-
schwerdesystem entwickelt, dass Beschwerdebeauftragten zur Verfügung steht. 

In der Psychiatrie gibt es eine separate etablierte Beschwerdeinstanz, die Patientenvertrauensper-
son (Patiëntenvertrouwensperson, PVP). Jede psychiatrische Einrichtung ist verpflichtet, eine Ver-
trauensperson anzubieten und ihr einen Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen. Diese sind Ange-
stellte einer Stiftung und somit von der Einrichtung, in der sie tätig sind, unabhängig. Die Stiftung 
Patientenvertrauensperson im Gesundheitswesen (Stichting PVP) finanziert sich und ihre Angestell-
ten über die Tagespflegesätze der psychiatrischen Krankenhäuser. Alle psychiatrischen Einrichtun-
gen sind verpflichtet mit der Stiftung einen Vertrag einzugehen.  

Die Patientenvertrauenspersonen beraten und unterstützen Bewohnerinnen und Bewohner psychi-
atrischer Einrichtungen sowie Menschen, die ambulant psychiatrisch betreut werden. Sie können sie 
auch dabei unterstützen, eine Beschwerde bei einer Beschwerdestelle einzureichen.20 Die Inan-
spruchnahme einer Vertrauensperson ist für Patientinnen und Patienten kostenfrei. Vertrauensper-
sonen werden von der Stiftung ausgewählt und ausgebildet, bevor sie zum Einsatz kommen. Zudem 
unterstützt die Stiftung sie durch kontinuierliches Mentoring und externe Supervision und hat Ver-
haltensregeln für die Vertrauenspersonen entwickelt. Vertrauenspersonen sind verpflichtet, die Pri-
vatsphäre der Patientinnen und Patienten zu schützen und sich regelmäßig untereinander auszutau-
schen. PVPs bleiben einige Jahre bei einer Einrichtung, bevor sie an eine andere versetzt werden, um 
Interessenkonflikten vorzubeugen. Es wird erwartet, dass PVPs Erfahrung im psychiatrischen Klinik-
alltag besitzen. Die Kliniken erhalten einen jährlichen Geschäftsbericht von der Stiftung PVP. Die 
Stiftung ist auch politisch aktiv und steht im Kontakt mit vielen anderen Gruppierungen, die sich den 
Patientenrechten widmen.  

Österreich 

In Österreich stehen Patientinnen und Patienten unabhängige Patientenanwälte zur Verfügung, die 
über Patientenrechte informieren und bei Streitfällen vermitteln. Patientenanwaltschaften wurden 

 
18 Centraal Bureau Klachtenmanagement in de Zorg, CBKZ (2021): Wat doet een klachtencommissie? https://www.cbkz.nl/kennis-
bank/wat-doet-een-klachtencommissie/. 
19 VKIG (2021): Over de VKIG. https://www.vkig.nl/over-vkig/. 
20 Stichting PVP (2021): Wat is een pvp en hoe kom ik in contact? https://www.pvp.nl/WVGGZ/. 

https://www.cbkz.nl/kennisbank/wat-doet-een-klachtencommissie/
https://www.cbkz.nl/kennisbank/wat-doet-een-klachtencommissie/
https://www.vkig.nl/over-vkig/
https://www.pvp.nl/WVGGZ/
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bundesweit eingerichtet. Die gesetzliche Grundlage ist das Bundeskrankenanstaltgesetz von 1993. 
Für seine Umsetzung und Finanzierung sind die Bundesländer zuständig, weshalb sich Zuständigkei-
ten, Aufgabenbereiche und Strukturen zwischen den Ländern unterschieden. 1990 wurde das Amt 
erstmals in Kärnten eingerichtet, als letztes Bundesland zog das Burgenland 2001 nach.21  

Patientenanwälte sind insbesondere im Krankenhaus tätig, in einigen Bundesländern werden jedoch 
auch Pflegeheime, ambulante Praxen und weitere Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwe-
sens betreut.22 Sie arbeiten in Teams aus bezahlten Fachkräften, darunter Mediziner und Rechtsan-
wälte. Sie sind weisungsfrei und von den Einrichtungen unabhängig. Ihre Dienstleistungen sind kos-
tenlos.23 Sie informieren über Patientenrechte und vermitteln in Streitfällen. Daneben klären sie 
Mängel und Missstände auf und unterstützen bei der außergerichtlichen Streitbeilegung nach Be-
handlungsfehlern.24  

Patientenanwälte suchen insbesondere nach außergerichtlichen Lösungen im beiderseitigen Inte-
resse. Sie sind nicht befugt, Patientinnen und Patienten vor Gericht zu vertreten. Sie verstehen sich 
dabei vor allem als Kommunikatoren zwischen den Beteiligten und helfen bei der medizinischen und 
juristischen Aufarbeitung von Beschwerden. Ziel ist die rasche und zufriedenstellende Konfliktlö-
sung ohne Verurteilung und mediale Aufmerksamkeit. Bei guter Beweislage leisten sie Vorarbeit 
zum Abschluss von Vergleichen. Ihr Ziel ist jedoch auch, Gerichtsprozesse, die keine Aussicht auf Er-
folg haben, zu vermeiden. Ihre Akzeptanz ist sowohl bei Patientinnen und Patienten als auch bei 
Fachpersonal und Einrichtungen hoch.25 

Wird im Verdachtsfall eines Behandlungsfehlers keine Lösung gefunden, können Patientenanwälte 
Patientinnen und Patienten an eine Schiedsstelle verweisen. Für Fälle, bei denen eine Schädigung 
vorliegt, aber kein Verschulden nachgewiesen werden kann, wurde auf Initiative der Arbeitsgemein-
schaft der Patientenanwälte ein Entschädigungsfonds eingerichtet, der von Krankenkassen und 
staatlichen Stellen gemeinsam finanziert wird.  

Patientenanwälte geben Feedback an die beteiligten Einrichtungen und leisten damit einen Beitrag 
zur externen Qualitätssicherung. Sie werden häufig bei Gesetzes- und Planungsvorhaben im Ge-
sundheitswesen beteiligt und sind in zahlreichen Kommissionen vertreten. Auf diese Weise können 
sie Vorschläge zur Systemverbesserung einbringen und sich gesundheitspolitisch einbringen.  

Patientenanwälte gibt es insbesondere auch in der Psychiatrie. Hier treten sie als parteiliche Rechts-
wahrer auf und vertreten Patientinnen und Patienten vor Gericht insbesondere bei Überprüfungs-
verfahren (z.B. bei Beschränkungen der Bewegungsfreiheit, Einschränkungen des Kontakts mit der 
Außenwelt, ärztlichen Behandlungen).26 Auch hier handeln Patientenanwälte von den Einrichtungen 
unabhängig, doch anders als Patientenanwälte im Krankenhaus, sind sie in der Psychiatrie vor Ort 
vertreten und stehen Patientinnen und Patienten in allen Fragen der Unterbringung und des Aufent-
halts zur Verfügung.  

 
21 Lienert, Agnes (2009): Das Beschwerdewesen für psychiatrische Patienten in Deutschland – Gesundheitspolitischer Kontext und empiri-

sche Untersuchung von Patientenfürsprechern und unabhängigen Beschwerdestellen. Dissertation an der Technischen Universität Mün-
chen. S.99. 
22 Gesundheit.gv.at (2019): Patientenanwaltschaft. https://www.gesundheit.gv.at/gesundheitsleistungen/institutionen/patientenanwalt.  
23 ebd.. 
24 ebd.  
25 Lienert (2009), ebd. 
26 Die Österreichische Justiz (2021): Patientenanwaltschaft. https://www.justiz.gv.at/home/service/patientenanwaltschaft-bewohnerver-
tretung-und-vereinsvertretung/patientenanwaltschaft.b4.de.html.  

https://www.gesundheit.gv.at/gesundheitsleistungen/institutionen/patientenanwalt
https://www.justiz.gv.at/home/service/patientenanwaltschaft-bewohnervertretung-und-vereinsvertretung/patientenanwaltschaft.b4.de.html
https://www.justiz.gv.at/home/service/patientenanwaltschaft-bewohnervertretung-und-vereinsvertretung/patientenanwaltschaft.b4.de.html
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Vereinigtes Königreich (England)  

Die Möglichkeit zur Beschwerde im National Health Service (NHS) wurde zuletzt in der Verordnung 
zu Beschwerden über soziale Dienste der kommunalen Verwaltung und des NHS in 2009 geregelt.27 
Jedes NHS Krankenhaus muss einen Beratungsdienst anbieten (Patient Advice and Liaison Services, 
PALS). PALS leistet vertrauliche Beratung und Unterstützung und kann helfen gesundheitsbezo-
gene Informationen besser zu verstehen. PALS unterstützt Patientinnen und Patienten, die sich be-
schweren wollen, und erklärt ihnen, wo und wie sie sich beschweren können.28 Eine weitere Aufgabe 
von PALS ist, Rückmeldungen und Verbesserungsvorschläge an das jeweilige Krankenhaus weiter-
zuleiten.  

Alle NHS Krankenhäuser und Einrichtungen der Psychiatrie sind darüber hinaus verpflichtet ein Be-
schwerdemanagement anzubieten und zu diesem Zweck einen Beschwerdemanager (Complaints 
Officer) einzustellen, der Beschwerden von Patientinnen und Patienten entgegennimmt und unter-
sucht. Diese sind Angestellte der jeweiligen Einrichtung. 

Patientinnen und Patienten sowie ihre Angehörigen können sich auch an die Träger der jeweiligen 
Einrichtung wenden, die Aufsichtspflicht über die Einrichtung haben, also lokale Clinical Commissio-
ning Groups (CCGs) oder NHS England auf nationaler Ebene. Zudem können sich Patientinnen und 
Patienten an lokale Healthwatch Organisationen wenden. Diese unterstehen der Kommission für 
Qualität im Gesundheitswesen (Care Quality Commission, CQC). CQC ist eine staatliche Organisa-
tion mit der Aufgabe, die Qualität und das Qualitätsmanagement von Leistungserbringern in Ge-
sundheit und Pflege zugewährleisten und hat zu diesem Zweck weitreichende Befugnisse (von In-
spektionen bis hin zur Schließung von Einrichtungen). Lokale Healthwatch Organisationen haben 
die Aufgabe, Leistungserbringer im NHS zur Qualitätsverbesserung zu veranlassen und tun dies vor 
allem dadurch, indem sie Patientenbefragungen durchführen und Beschwerden sammeln, auswer-
ten und daraus Empfehlungen ableiten.29 

Die Möglichkeit eine Beschwerde einzureichen ist gesetzlich auf 12 Monate begrenzt. Das Zeitfens-
ter kann allerdings erweitert werden, wenn es dafür gute Gründe gibt und es dann noch möglich ist, 
der Beschwerde nachzugehen. 

Patientinnen und Patienten, die in eine psychiatrische Einrichtung zwangseingewiesen wurden, kön-
nen sich an einen Unabhängigen Berater für Psychische Gesundheit (Independent Mental Health 
Advocate, IMHA) wenden. Diese werden von der lokalen Verwaltung oder dem NHS beauftragt, 
diese Funktion wahrzunehmen.30 Die Unabhängigen Berater können Patientinnen und Patienten 
über ihre Rechte aufklären, ihnen ihre Behandlung erklären und sie in Fachbesprechungen oder bei 
der Beschwerdeführung unterstützen bzw. vertreten.  Die Beraterinnen und Berater sind auch be-
fugt, in Patientenakten Einsicht zu nehmen.   

 
27 The Local Authority Social Services and National Health Services Complaints (England) Regulations 2009. https://www.legisla-

tion.gov.uk/uksi/2009/309/regulation/12/made.  
28 What is PALS (Patient Advice and Liaison Service)? https://www.nhs.uk/nhs-services/hospitals/what-is-pals-patient-advice-and-liaison-
service/ 
29 Healthwatch (2021): Our history and functions. https://www.healthwatch.co.uk/our-history-and-functions.  
30 Citizens Advice (2021): Complaining about NHS mental health services – detained (sectioned) patients. https://www.citizensad-
vice.org.uk/health/nhs-and-social-care-complaints/nhs-complaints-who-is-your-complaint-against/mental-health-services-com-

plaints/complaining-about-nhs-mental-health-services-detained-sectioned-patients/.  
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